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Maßnahmen gegen Luftverschmutzung 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit - KabParl 1106/86 - hat mit Schreiben vom 14. Januar 1987 
namens der Bundesregierung die Große Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 

Vorbemerkung 

Der Schutz der menschlichen Gesundheit, die Bewahnmg der 
Ökosysteme, der Schutz von Tieren und Pflanzen, die Erhaltung 
von Bauten und Baudenkmälern erfordern weitestgehende 
Anstrengungen zum Abbau der Schadstoffbelastimg der Luft. 
Besonderen Anlaß zur Sorge gibt die Entwicklung der neuartigen 
Waldschäden. Mit einem von der Bundesregierung 1982/83 initi- 
ierten, breitangelegten Luftreinhalteprogramm (u. a. im Rahmen 
des Aktionsprogramms „Rettet den Wald"), das die Novellierung 
vorhandener \md - soweit erforderlich - die Schaffimg neuer 
Regelungen umfaßt, hat die Bundesregierung die Voraussetzim- 
gen dafür geschaffen, daß sich die Luftquahtät in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in den kommenden Jahren entscheidend weiter 
verbessert. 

Die Bimdesregierung hat bereits in den ersten drei Jahren ihrer 
Regierungsverantwortung alle wesentlichen umweltpolitischen 
Handlungsziele auf dem Gebiet der Luftreinhaltimg, die sie sich 
zu Beginn ihrer Tätigkeit gesetzt hatte, eireicht. 

Zu nennen sind insbesondere: 

1. Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes vom 4. Oktober 1985 ist die Sanierung von Altan- 
lagen weiter vorangetrieben worden. Die Eingriffsschwelle für 
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nachträgliche Anordnungen, mit denen diese Anlagen an den 
Stand der Technik herangeführt werden, wurde gesenkt; Krite- 
rium für diese Anordnungen ist nicht mehr die wirtschaftliche 
Vertretbarkeit, sondern die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme. 
Gesetzhch klargestellt wurde die Möglichkeit, in Rechtsverord- 
nungen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften Übergangs- 
fristen festzulegen, nach deren Ablauf auch Altanlagen den für 
Neuanlagen geltenden Anforderungen entsprechen müssen. 
Schließlich ist erstmals ein neues marktwirtschaftlich wirkendes 
Instrument in das Gesetz auf genommen worden: Eine Kompen- 
sationsregelung läßt die Möglichkeit zu, daß in näher bestimmten 
Gebieten Altanlagen für einen bestimmten Zeitraum von den 
ordnungsrechtlichen Anforderungen abweichen dürfen, wenn an 
anderen Anlagen in diesem Gebiet weitergehende Emissionsmin- 
derungsmaßnahmen ergriffen werden und so insgesamt ein Mehr 
an Immissionsschutz erreicht wird. 

Neben einer beschleunigten Altanlagensanierung wurden die von 
den Betreibern genehmigungsbedürftiger Anlagen zu beachten- 
den Pflichten erweitert. Das schon bisher geltende Gebot zur 
Reststoffverwertung wurde um ein Reststoffvermeidungsgebot 
ergänzt. Durch ein neu aufgenommenes Gebot zur internen Nut- 
zung von Abwärme wird sichergestellt, daß in bestimmten An- 
lagen bei deren Betrieb anfallende Wärme genutzt wird. 

2. Großfeuerungsanlagen-Verordnung 

Die Nachrüstung der Kraftwerke aufgrund der Großfeuerungs- 
anlagen- Verordnung, die seit dem 1. Juh 1983 in Kraft ist, wird 
von den Betreibern zügig durchgeführt Bereits Ende 1985 waren 
bei einem Drittel der umzurüstenden Kraftwerke der öffenthchen 
Stromversorgung Entschwefelungsanlagen vorhanden. 

Von den rd. 2,1 Mio. Tonnen Schwefeldioxid, die 1982 aus Groß- 
feuerungsanlagen kamen, werden bis 1988 bereits rd. 1,2 Mio. 
Tonnen und bis 1993 rd. 1,6 Mio. Tonnen weniger pro Jahr 
emittiert; das entspricht einer Verringerung um mehr als 75 %. 

In Verbindung mit dem Beschluß der Umweltministerkonferenz 
des Bundes und der Länder vom Aprü 1984, der für Stickstoffoxide 
einen einheithchen Vollzug entsprechend dem Stand der Technik 
vorsieht, wird die Verordnung auch eine erhebhche Stickstoff- 
oxidverminderung aus Großfeuerungsanlagen von bisher 1 Mio. 
Tonnen auf rd. 300 000 Tonnen bis Mitte der neunziger Jahre 
bewirken. 

3. Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 

Im Rahmen der Novellierung der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft) wurden die Emissionswerte für die 
anderen industriellen und gewerbhchen Anlagen an den fort- 
geschrittenen Stand der Technik angepaßt. 

Insgesamt ergibt sich eine erhebhche Verschärfung der Emis- 
sionswerte für aUe wesenthchen Luftschadstoffe, insbesondere für 
Schwermetalle und organische Stoffe. Ferner wurden für kleinere 
Feuerungsanlagen die Emissionswerte für Schwefeldioxid und 
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Stickstoffoxide in enger Anlehnung an die Großfeuemngsan- 
lagen- Verordnung und den Beschluß der Umweltministerkonfe- 
renz zur Stickstoffoxidbegrenzung festgelegt. 

Kernstück der neuen TA Luft, die am 1. März 1986 in Kraft 
getreten ist, ist ein Gesamtkonzept zur Altanlagensanierung. 
Nach der Großfeuerungsanlagen- Verordnung wird mit Hilfe der 
TA Luft sichergestellt, daß die bereits bestehenden Anlagen 
innerhalb bestimmter Fristen die Anforderungen an Neuanlagen 
einhalten müssen. 

4. Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 

Die Novelle zur Verordnung über genehmigungsbedürftige An- 
lagen (4. BImSchV) ist am 1. November 1985 in Kraft getreten. Die 
Verordnung büdet die Grundlage für den Vollzug der neuen 
TA Luft. 

5. Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen 
Halogenkohlenwasserstoffen 

Am 1. Juli 1986 ist die Verordnung zur Emissionsbegrenzung von 
leichtflüchtigen Halogenkohlenwasserstoffen in Kraft getreten. 
Die Verordnung löst die bisherige Verordnung über Chemisch- 
reinigungsanlagen ab, deren Regelungsbereich auf Oberflächen- 
behandlungsanlagen und Extraktionsanlagen sowie auf die 
gesamte Stoffgruppe der leichtflüchtigen Halogenkohlenwasser- 
stoffe ausgedehnt wurde. Die Verordnung wird die Gesamtemis- 
sion an leichtflüchtigen Halogenkohlenwasserstoffen in den näch- 
sten Jahren deutiich senken. Ähnhch wie die TA Luft enthält die 
Verordnung auch ein Konzept zur Altanlagensanierung. 

6. Reduzierung des Schwefelgehalts im leichten Heizöl 

Zur Verringerung der S02-Emissionen u. a. aus privaten Haushal- 
ten verhandelt die Bundesregierung über einen von ihr initiierten 
Richtlinienvorschlag der EG-Kommission, die eine weitere Redu- 
zierung des Schwefelgehalts von leichtem Heizöl und Diesel- 
kraftstoff vorsieht. Die Bundesregierung setzt sich für eine mög- 
lichst weitgehende Verminderung des Schwefelgehalts ein. 

7. Einführung des schadstoffarmen Autos 

Am 21. Juh 1983 hatte die Bundesregierung den Grundsatz- 
beschluß zur Einführung schadstoffarmer Automobüe und blei- 
freien Benzins gefaßt. 

Die Büanz in Stichworten: 

Zum Schadstoff armen Automobü: 

— Übernahme der neuen europäischen Abgasgrenzwerte durch 
die 12. Änderungs Verordnung in die StVZO für Fahrzeuge über 
1,4 1. 

— Parallele Anwendbarkeit der US-Normen für Fahrzeuge über 
1,4 1 gemäß der 10. Änderungsverordnung zur StVZO. 

— Festlegung eines Umrüstkonzepts in der 11. Änderungsverord- 
nung zur StVZO, um das Abgasverhalten von im Verkehr 
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befindlichen Fahrzeugen durch Einbau zusätzlicher Abgas- 
reinigungseinrichtungen zu verbessern; auch für Fahrzeuge bis 
1,4 1 (Stufe C). 

— Einführung einer Abgassonderuntersuchung für Kraftfahr- 
zeuge. 

— Erlaß einer steuerrechtlichen Regelung, mit der das schadstoff- 
arme Fahrzeug wie auch die Umrüstung von Fahrzeugen 
steuerlich gefördert werden. 

— Verabschiedung des Nutzfahrzeugkonzepts durch die Bundes- 
regierung zur Herabsetzung der Schadstoffemissionen von 
Lastkraftwagen. Die deutsche Automobilindustrie unterschrei- 
tet bei schweren Nutzfahrzeugen ab 1. Januar 1986 bereits 
freiwillig die Abgasgrenzwerte nach der ECE-Regelung 49 um 
20 %. 

— Am 1. Dezember 1986 waren fast 3,8 Mio. schadstoffreduzierte 
PKW zum Verkehr zugelassen, davon ca. 680000, die der US- 
Norm entsprechen und fast 470000 mit Katalysator. 

— Im Oktober 1986 waren fast 68 % der neu zugelassenen PKW 
schadstoffreduziert. 

Ziun bleifreien Benzin: 

— Schaffung einer steuerlichen Präferenz für bleifreies Benzin, 
das derzeit in der Bundesrepublik Deutschland von über 11500 
Tankstellen, davon bei 8000 auch als Superbezin, angeboten 
wird. Der Marktanteü des bleifreien Benzins beträgt jetzt ca. 
17 %, der des bleifreien Normalbenzins mehr als 27 %. 

— Verhandlung mit unseren Nachbarstaaten über die Einführung 
bleifreien Benzins, das bereits in 19 europäischen Ländern 
angeboten wird; hiervon in einem engen und flächendecken- 
den Netz bereits in Norwegen, Schweden, Dänemark, in den 
Niederlanden, in der Schweiz und in Österreich. Weitere Staa- 
ten haben das baldige Angebot zugesagt. 

— Abstimmung der Qualitätsdaten für ein europäisches bleifreies 
Superbenzin. 

— Erarbeitung einer Vorschrift zur Überwachung der Benzin- 
qualität. 

— Memorandum der Bundesregierung an die Europäischen 
Gemeinschaften betreffend Herausnahme von bleihaltigem 
Normalbenzin aus dem Markt, auf dessen Grundlage der EG- 
Umweltrat am 24. /25. November 1986 folgenden Beschluß 
gefaßt hat: 

„Der Rat und die Kommission sind der Auffassung, daß durch 
eine Änderung der Richtlinie über den Bleigehalt im Benzin die 
Voraussetzung für ein baldiges Verbot von bleihaltigem Nor- 
malbezin geschaffen werden soll. Die Kommission wird un- 
verzüglich einen entsprechenden Vorschlag dem Rat zur 
Beschlußfassijing auf seiner nächsten Tagung am 20. März 1987 
vorlegen. " 
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1, Welche Anstren^ngen unternimmt die Bundesregierung, um 

durch energiepolitische Maßnahmen, insbesondere 

a) Energiesparmaßnahmen, 

b) Förderung einer dezentralen Energiewirtschaft, 

c) Förderung alternativer, sanfter Energieformen, 

die Luftbelastung zu verringern? 

Die Bundesregierung hat die maßgebenden Vorschriften des 
Immissionsschutzrechts in jüngerer Zeit grundlegend überar- 
beitet, verfeinert und verschärft. 

Dies hat im Sinne einer wechselseitigen Abhängigkeit von Ener- 
gie- und Umweltpohtik, die die Bundesregierung in ihrem Ener- 
giebericht vom 24. September 1985 (Drucksache 10/6073) aus- 
drückhch hervorgehoben hat, erhebhche Auswirkungen auf die 
gesamte Energiewirtschaft gehabt. Die energiewirtschaftliche 
Entwicklung der letzten Jahre hat eindeutig positive, die Umwelt- 
belastung mindernde Effekte gehabt. In der Energiepolitik hat die 
Bimdesregierung vor allem auf den Markt und die Eigenverant- 
worüichkeit der Beteüigten gesetzt. Diese Politik war erfolgreich 
und wird fortgesetzt. Die zwischen 1973 und 1985 erzielte Ver- 
minderung des Energieaufwandes pro 1 000 DM Bruttosozialpro- 
dukt von 352 auf 290 kg SKE entspricht rechnerisch einer Ver- 
ringerung der Umweltbelastung um jährhch ca. 500000 t SO 2 , 
500000 t NOx und 100000 t Staub; diese vermiedenen Umwelt- 
belastungen entsprechen jeweils ca. 14 bis 17 % der Gesamtemis- 
sionen (1982). Auch die Struktur des Energieverbrauchs hat sich 
beträchüich zugunsten emissionsärmerer Energieträger insbeson- 
dere durch den wachsenden Anteil von Gas verändert. 

a) Umweltpohtische und energiepohtische Zielsetzungen sind bei 
Maßnahmen zur rationellen und sparsamen Energieverwen- 
dung gleichgerichtet. Rationelle und sparsame Energieverwen- 
dung führt im allgemeinen zu einem geringeren Brennstoffein- 
satz und damit mittelbar zu Emissionsminderungen bei allen 
Schadstoffen. Im Hinbhck auf einen rationellen und sparsamen 
Energieverbrauch ist sei 1973 ein Bündel an Maßnahmen 
ergriffen worden. Sie umfassen Rechtsvorschriften, Förderpro- 
gramme, Vereinbarungen mit der Industrie sowie Beratung 
und Information der privaten Verbraucher sowie kleiner und 
mittlerer Unternehmen über die Möghchkeiten zur Senkung 
des Energieverbrauchs. Ebenfalls gefördert werden einschlä- 
gige Maßnahmen zur Forschung und Entwicklung. Eine Über- 
sicht über Programme und Fördertatbestände gibt der Bericht 
des Bundesministers für Wirtschaft für den Wirtschaftsausschuß 
des Deutschen Bundestages vom Frühjahr 1985 (Ausschuß- 
drucksache 351/10). Ganz entscheidende Anstöße sind davon 
ausgegangen, daß die Bundesregierung die gestiegenen Welt- 
marktpreise, insbesondere für öl, voll im Markt wirken heß. 

b) Eine dezentrale Energiewirtschaft wird vielfach mit der Vor- 
stellung gefordert, daß Strom und Wärme weitgehend gleich- 
zeitig und verbrauchsnah erzeugt werden, um auf diese Weise 
Primärenergie einzusparen und damit die Umweltbelastung zu 
reduzieren. Richtig ist, daß die gleichzeitige Erzeugung von 
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Strom und Wäre den energetischen Wirkungsgrad verbessert. 
In vielen Fällen führt dies auch zu wirtschaftlichen und für die 
Umweltsituation vorteühaften Lösungen. Bund und Länder för- 
dern deshalb seit vielen Jahren den Ausbau der Fernwärme vor 
allem auf der Grundlage der Kraft-Wärme-Kopplung mit 
erheblichen Zuschüssen zu den Investitionskosten. 

Die Vorstellung aber, durch eine Umstrukturierung der Ener- 
giewirtschaft einen großen Teü der Strom- und Wärmenach- 
frage durch Kraft-Wärme-Kopplung befriedigen zu können, 
läßt die Realitäten wirtschaftlicher Versorgung völlig außer 
acht. Für die Wirtschaftlichkeit einer gleichzeitigen Strom- und 
Wärmeerzeugung sind die örtlichen Bedingungen entschei- 
dend. An einem bestimmten Standort erreichte positive Ergeb- 
nisse lassen sich nicht ohne weiteres auf einen anderen über- 
tragen. Zudem sind Strom- und Wärmebedarf tages- und jah- 
reszeitlich so unterschiedlich, daß sich hieraus Begrenzungen 
für ihre gleichzeitige Erzeugung ergeben. Obwohl heute rd. 
drei Viertel der in Wärmenetze eingespeisten Wärme aus Kraft- 
Wärme-Kopplungsanlagen stammt, beträgt die gekoppelte 
Stromerzeugung weniger als 4 % der gesamten Stromerzeu- 
gung. Selbst bei einer Verdreifachung des heutigen Marktan- 
teüs der Fernwärme müßten also weiterhin fast 90 % des 
Strombedarfs durch Stromerzeugung ohne gleichzeitige Wär- 
meerzeugung gedeckt werden. Dezentrale Kraft-Wärme-Kopp- 
lungsanlagen können große zentrale Stromerzeugungsanlagen 
auch deshalb nicht ersetzen, weU der größte Teil der zur Strom- 
erzeugung eingesetzten Primärenergie (Rohbraunkohle, bal- 
lasthaltige Steinkohle, Kernenergie) aus Wirtschaf tlichkeits- 
imd Umweltgründen vorzugsweise in großen Einheiten einge- 
setzt wird. 

c) Die Bimdesregiemng begrüßt die Beiträge erneuerbarer Ener- 
giequellen nicht nur aus energiepolitischen, sondern auch aus 
umweltpolitischen Erwägungen. 

Ihre Nutzung bedeutet, die Luftbelastung zu verringern. Die 
Versorgung einer Volkswirtschaft mit Energie hat aber nicht 
nur möglichst umweltfreundlich, sondern auch möglichst sicher 
und möglichst wettbewerbsgerecht, d. h. wirtschaftlich zu erfol- 
gen. Charakteristisch für diese neuen Techniken ist ihre 
geringe Energie- imd Leistungsdichte. So fällt Windenergie 
imregelmäßig an, Sonnenenergie nur tagsüber und mit 
unterschiedlicher jahreszeitlicher Intensität. Emeuerbare Ener- 
gien können also im wesentlichen nur ungesicherte Leistung 
bereitstellen. Sie werden infolgedessen in der Bundesrepublik 
Deutschland auf lange Zeit nur eine Ergänzung, nicht aber eine 
wirkliche Alternative zu herkömmüchen Energienutzungsfor- 
men bilden. Viele dieser neuen Techniken und emeuerbaren 
Energiequellen sind noch zu teuer, teilweise nicht zuletzt auch 
im Hinbück auf die Preisentivicklung der Konkurrenzenergie- 
träger. Vor aUem unter unseren geographischen und kümati- 
schen Verhältnissen sind deshalb die Grenzen für einen wirt- 
schaftüchen Einsatz noch enger gezogen als in vielen anderen 
Ländern. 
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Forschung und Entwicklung regenerativer und rationeller 
Energietechniken sind in den vergangenen Jahren sowohl 
national als auch in internationalen Organisationen (EG, lEA) 
stark gefördert worden. Allein in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land sind bisher aus dem Haushalt des BMFT fast 2,0 Mrd. DM 
hierfür aufgewendet worden. Alle aussichtsreichen Wege wur- 
den beschritten. Mit der Investitionszulagen-Regelung und der 
Möghchkeit erhöhter Abschreibungen für Anlagen zur Ener- 
gieerzeugung aus regenerativen Energiequellen wird deren 
Markteinführung gefördert. Trotz dieser Bemühungen hat sich 
bisher kein großer Druchbruch ergeben. Auch die künftigen 
Versorgungsbeiträge regenerativer Energiequellen sind aus 
heutiger Sicht begrenzt. Die Bundesregierung wird die Unter- 
stützung dieser neuen Energietechniken aber auch weiterhin 
fortführen. 

2. Welche Anstrengungen unternimmt die Bundesregierung, um 

durch verkehrspohtische Maßnahmen, insbesondere 

a) die Eindämmung des Individualverkehrs, 

b) die Förderung öffentiicher Verkehrsmittel, 

c) die Verlagerung des Güterfernverkehrs auf die Schiene, 

d) die Förderung kommunalpolitischer Programme (Beispiele: 
Verkehrsberuhigimg, modal split) zur Vermindenmg des Auto- 
verkehrs in den Städten und Gemeinden, 

die Luftbelastung zu verringern? 

Die Bundesregierung unternimmt große Anstrengungen, um die 
Umweltbelastungen zu verringern; nicht nur im Bereich der Ver- 
kehrspolitik. Dirigistische Maßnahmen scheiden dabei aber aus, 
da die Verkehrspoütik von dem Grundsatz der freien Wahl des 
Verkehrsmittels geprägt ist. Bei allen verkehrspohtischen Ent- 
scheidungen wird den vom Verkehr ausgehenden Umweltbe- 
lastungen ein hoher Stellenwert eingeräumt. Auch internatiofial 
unternimmt die Bundesregierung erhebliche Anstrengungen, um 
insbesondere die Beeinträchtigung durch Abgase zu reduzieren. 
Das Ausmaß der heutigen Umweltbelastung aus dem Verkehr, 
von dem alle Lebensbereiche betroffen sind, wird durch die 
Erfolge der Umweltpohtik und durch neue Techniken auf ein 
erträgliches Maß herabgemindert werden können. 

Dazu trägt auch die Verkehrsin vestitionspohtik bei, deren Ziel ein 
bedarfsgerechter Ausbau der Verkehrsnetze unter Beachtung der 
Schutzwürdigkeit von Umwelt, Natur und Landschaft ist. Zu den 
Investitionsschwerpunkten der Neu- und Ausbaumaßnahmen 
gehören solche für den kombinierten Verkehr. Damit kann ein 
Teü der für die Straße prognostizierten Zuwächse auf andere 
Verkehrswege verlagert und auch umweltschonender abgewik- 
kelt werden. Der Ausbau des kombinierten Verkehrs kann im 
grenzüberschreitenden Verkehr zu einer Entlastung der großen 
Transitstraßen führen; die Bundesregierung wird dafür in Abstim- 
mimg mit den Nachbarländern marktkonforme Konzepte ent- 
wickeln. 

In diesem Rahmen könnten die spezifischen Vorteile der Bundes- 
bahn wirksam werden, wenn Modernisierung und Rationahsie- 
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rung konsequent vorangetrieben, aber auch Service- und Markt- 
verhalten weiter verbessert werden. Hierzu sind auch Investitio- 
nen erforderlich; der Bund wird die Deutsche Bundesbahn dabei 
weiterhin durch Investitionshilfen nachhcdtig unterstützen. Das 
Ausmaß dieser Unterstützung imd die zxmehmende Akzentver- 
lagerung der Verkehrswege-Investitionsstruktur zugunsten der 
Investitionen in das Schienennetz macht der Bundesverkehrs- 
wegeplan 1985 deuthch. 

— Der Btmdesverkehrswegeplan 1985 sieht als generelle Planung 
der ersten Stufe ein Investitionsniveau von 35 Mrd. DM für das 
Schienennetz der Deutschen Bundesbahn von 1986 bis 1995 
gegenüber 27,9 Mrd. DM für den Zeitraum von 1976 bis 1985 
vor. Damit ist der Ausbau des Schienennetzes der Deutschen 
Btmdesbahn ein Schwerpunkt in der Investitionsstruktur des 
Bundesverkehrswegeplans. 

— Der Bundesverkehrswegeplan beinhaltet daneben 13,9 Mrd. 
DM Finanzhüfen an die Länder nach dem Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetz für den öffenthchen Personennahverkehr. 

— Bei Parallellagen von Schiene und Straße, z. B. im Zuge von 
S-Bahnen in BaUungsräumen, wird der Schiene der Vorrang 
gegeben. 

— Der Aus-/Neubau von Terminals für den kombinierten Verkehr 
wird intensiviert. Alle Maßnahmen sind dem „Vordringlichen 
Bedarf" zugeordnet. Durch ordnungspolitische Maßnahmen 
und Investitionshilfen ist inzwischen erreicht worden, daß im 
kombinierten Verkehr mit der Deutschen Bimdesbahn Nicht- 
Massengüter bei Versandweiten über 400 km einen Anteü von 
ca. 40 % (1984 etwa 7,3 Mrd. tkm) haben. 

Der Straßenverkehr ist und bleibt auf absehbare Zeit in der 
Bundesrepublik Deutschland der mit Abstand wichtigste Ver- 
kehrssektor: rd. 90 % der Personenverkehrsleistung und rd. 50 % 
der Güterverkehrsleistung sind in den letzten Jahren durch ihn 
abgewickelt worden. Verlagerungen können nur da erfolgen, wo 
dem Bürger eine annehmbare Alternative angeboten wird. Große 
Anteüsverschiebungen des Straßenverkehrs können jedoch nicht 
kurzfristig erwartet werden. 

Dennoch wird im Straßenbau selbst eine Änderung der poli- 
tischen Gewichtung deutlich. Qualitative Aspekte wie Umwelt- 
und Landschaftsschutz, Verkehrssicherheit und Energieeinspa- 
rung treten in den Vordergnmd. Der nur noch begrenzte Neubau 
von Bundesfemstraßen konzentriert sich im wesentlichen auf die 
Fertigstellimg begonnener Maßnahmen, die Schließung von 
Netzlücken und die Erschließung strukturschwacher, peripherer 
Regionen. Rimd drei Viertel der Neubaumittel im Bundesstraßen- 
bau werden für den Ausbau von Ortsumgehungen zur Entlastung 
hochbelasteter Ortsdurchfahrten verwendet. Ein deutliches Signal 
für die weitere Entwicklung ist die explizite Verankerung des 
Umweltschutzes im Bundesfemstraßengesetz imd im 3. Ände- 
rungsgesetz über den Ausbau der Btmdesfernstraßen. 

Daneben ist festzustellen, daß die Btmdesregierung durch die 
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Stärkung des öffentlichen Verkehrs ihr Konzept zur Verbesserung 
der Luftquahtät erfolgreich konkretisiert. Die Bundesregierung 
hat allein 1984 über 6 Mrd. DM, und damit mehr als Länder und 
Gemeinden zusammen, für den ÖPNV zur Verfügung gesteht. 

Auch die Beseitigung schienengleicher Bahnübergänge gehört zu 
den wichtigen Maßnahmen, die zu einer Reduzierung der Luft- 
schadstoffe beitragen. 

Schheßhch hat die Bundesregienmg durch steuerhche Anreize 
den Erwerb schadstoffreduzierter Kraftfahrzeuge (im Oktober 
1986 fast 68 % der Neuzulassungen) gefördert und somit auch in 
der Fahrzeugtechnik im Bündel der Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Luftquahtät entscheidende Fortschritte erzielt. Umwelt- 
schonende Regelungen für Nutzfahrzeuge und motorisierte Zwei- 
räder werden auf deutsche Initiativen in der EG beraten. Richt- 
linien vmd Verordnungen auf dem Fahrzeugsektor bedürfen der 
EG-Abstimmung. Die Bxmdesregienmg sieht sich mit ihren An- 
stößen und Beiträgen in der EG in der bisherigen Entwicklimg 
bestätigt. 

Zur Fördenmg der Verkehrsberuhigung in den Städten und 
Gemeinden hat die Bimdesregienmg ein interministerieUes For- 
schxmgsprogramm „Flächenhafte Verkehrsberuhigung" eingelei- 
tet, in dessen Rahmen in sechs ModeUstädten verkehrsberuhi- 
gende Umbauten imd Regelimgen vorgenommen werden. In 
mehreren ModeUstädten werden die Umbauten aus dem Bundes- 
programm „ExperimenteUer Wohnungs- und Städtebau" bzw. aus 
Mitteln des Bimdesfemstraßenbaus (Ortsdurchfahrten) gefördert. 

Erste Ergebmsse aus der Begleitforschrmg zeigen u. a. deuthche 
Effekte der Geschwindigkeitsminderung im imd der Entlastung 
vom Individualverkehr. Im übrigen läßt die Bundesregierung 
zahlreiche Forschungsprojekte zur Verbessenmg des Stadtver- 
kehrs erarbeiten, die nicht nur die Fachdiskussion, sondern auch 
die konkrete Verkehrsplammg vor Ort in den Städten und 
Gemeinden im Sinne einer städtebauhch angepaßten Verkehrs- 
beruhigung und einer Veränderung der Aufteüung der Verkehrs- 
ströme (ModalspUt) zugimsten des ÖPNV beeinflussen. 


3. Mit welchen vorsorgeorientierten nmweltpolitischen Maßnahmen 
beabsichtigt die Bundesregierung, schädliche Emissionen durch 
die Verminderung umweltschädücher und die Fördenmg umwelt- 
verträghcher Produktionsverfahren erst gar nicht entstehen zu 
lassen? 


Vorsorgeorientierte Umweltpolitik ist ein Grundpfeüer der Tätig- 
keit der Bundesregierung. In diesem Zusammenhang wird auf die 
„Leitlinien der Bundesregierung zur Umweltvorsorge durch Ver- 
meidung imd stufenweise Verminderung von Schadstoffen" (Leit- 
linien Umweltvorsorge), Drucksache 10/6028, verwiesen. 

Die Bundesregierung fördert z. B. Vorhaben zur 

— Entwicklung emissionsarmer Technologien, die eine Ent- 
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stehung von Schadstoffen an der Quelle weitgehend ver- 
meiden 

O Galvanotechnik: Vermeidung von Schwermetallemissionen 
bei der Leiterplattenherstellung 

O Metallurgie: Vermeidung von Blei-Emissionen bei der Ver- 
hüttung 

O Glas- und Keramikherstellung: Vermeidung von Fluor-/ 
nuorwasserstoffenüssionen sowie von Blei- und Arsenstäu- 
ben bei der Bleiglasherstellung 

O Zellstoffgewinnung: Vermeidung sauerstoffzehrender orga- 
nischer Stoffe 

O Nahrungsmittelherstellung: Vermeidung von Geruchs- 
emissionen 

— Substitution umweltbelastender Stoffe und Produkte 

O Ersatz von Cadmium als Oberflächenschutz durch Alumi- 
nium, als Elektrowerkstoff durch Silber/Zinndioxidlegie- 
rungen 

O Ersatz von Bleitetraäthyl durch tertiäre Butyläther zur Her- 
stellung von bleifreiem Superbenzin 

— Entfernung umweltbelastender Begleitstoffe aus Produkten 

Künftig werden durch das Förderprogramm folgende Perspek- 
tiven verfolgt: 

— In die Emissionsminderungstechniken sind Aspekte der Ener- 
gieeinsparung, Abwärmenutzung und Abfallbehandlung ver- 
stärkt einzubinden. 

— Es muß verstärkt die Tendenz verfolgt werden, emissionsrele- 
vante Prozesse zu ändern, da sich eine weitere Absenkung von 
Emissionen über eine Verbesserung der Abscheideanlagen nur 
noch in begrenztem Maße . erreichen lassen wird. Derartige, 
bislang nur partiell geförderte Aktivitäten rücken immer mehr 
in den Vordergrund mit dem Ziel, emissionsarme Technologien 
in die Produktionsverfahren zu integrieren. 

Die in § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG geforderte Anwendung des 
Vermeidungs- und Verwertungsgebotes muß bei der Beurtei- 
lung von Demonstrationsvorhaben verstärkt Berücksichtigung 
finden. 


4. In welchen Bereichen und in welchem Umfang ist zu erwarten, daß 
durch verstärkte technische Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Luftverschmutzung 

a) die Schadstoff-Frachten des Abwassers, 

b) die Abfallmengen 

zunehmen werden? 


Verstärkte technische Maßnahmen zur Bekämpfung der Luftver- 
schmutzung werden insbesondere durch die neu festgelegten 
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oder verschärfteix Anforderungen der TA Luft zur Emissionsbe- 
grenzung getroffen. Dabei wird gnmdsätzlich nur das Ziel (z. B. 
maximal zulässige Massenkonzentration an luftverunreinigenden 
Stoffen im Abgas) und nicht das Mittel (z. B. eine Emissionsminde- 
rungstechnik) dem Betreiber der Anlage vorgegeben. Meist 
stehen für die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte verschiedene 
Luftreinhaltetechniken zur Verfügung, so daß Fracht- oder 
Mengenangaben nicht ohne weiteres möghch sind. 

Bei der Durchfühnmg von Luftreinhaltemaßnahmen werden 
dabei auftretende Abfall- und Abwasserprobleme durch Anforde- 
rungen insbesondere des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, des 
Wasserhaushaltsgesetzes und des Abfallgesetzes geregelt. 

Die Verwertung von Reststoffen aus Abscheidern für luftverun- 
reinigende Stoffe ist praktisch in allen Industriebereichen übhch 
(z. B. Lösemittel-Rückgewinnimg, Aufarbeitung von Flugstäuben 
aus der NE-/MetaUindustrie, Verwendung von Gips aus Rauch- 
gasentschwefelungsanlagen, Verwertung von Flugstäuben und 
Asche aus Verbrennungsanlagen). In einigen Bereichen sind neue 
Verfahren der Vermeidung oder Verwertung von Reststoffen in 
der Entwicklung oder Erprobung. 

Im Bereich der trockenen/quasitrockenen Abgasreinigung von 
konventionellen Feuenmgsanlagen, Wirbelschichtfeuerungen 
und Müllverbrennungsanlagen ist eine Zunahme der Abfallmen- 
gen zu erwarten. Die dabei entstehenden Füterstäube sind z. T. 
aufgrund ihrer Zusammensetzung nicht geeignet, z. B. im Bau- 
wesen verwertet zu werden. Die Bundesregienmg bemüht sich, 
durch die Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
weitere Möghchkeiten der Verwertung zu erschheßen. 

Soweit Abwässer durch Anwendimg von Naßabscheidern ent- 
stehen, können Abwasserbehandlungsverfahren eingesetzt wer- 
den, mit denen die Schadstoff-Frachten vermindert und begrenzt 
werden. Für spezielle Bereiche sind oder werden Verwaltungsvor- 
schriften erarbeitet, in denen Mindestanforderungen nach § 7 a 
Wasserhaushaltsgesetz für das Einleiten von Abwasser in Ge- 
wässer festgelegt sind (z. B. Abwasser aus Abgaswäschen bei 
Feuerungsanlagen und Müllverbrennungsanlagen) . Daneben 
kommt eine Abwassereindampfung oder Umstellung auf abwas- 
serfreie Verfahren in Frage. 


5. Welche ökonomischen Folgewirkungen des Waldsterbens sind 
schon heute erkennbar, und zwar bezogen auf 

a) die Wald- und Holzwirtschaft, 

b) Gebäudeschäden, 

c) Gewässerschäden, 

d) Verminderung des Ertrags in der Landwirtschaft, in Obst- und 
Gartenbau, 

e) Erosionsschäden in der Alpenregion? 

Bei der Beantwortung zu dieser Frage wird davon ausgegangen, 
daß nicht die ökonomischen Folgewirkungen des „Waldster- 
bens", sondern der „Luftverschmutzung" gemeint sind. 
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Zu a) 

Eine bundesweit gesicherte Aussage über die durch Waldschäden 
verursachten Belastiuigen der Forst- und Holzwirtschaft kann 
derzeit nicht erfolgen. Aktuelle Schätzimgen bezüghch der Aus- 
wirkungen auf die Forstwirtschaft über Ertragsnünderungen lei- 
den unter der Schwierigkeit, daß gesicherte Ergebnisse über 
derzeitige imd zukünftige Zuwachseinbußen noch nicht ausrei- 
chend zur Verfügimg stehen. Darüber hinaus fehlen gesicherte 
Prognosewerte über die weitere Waldschadensentwicklung. Ver- 
einzelte Schätzergebnisse vemütteln daher nur einen groben 
Anhaltspimkt über die Schadenshöhe in der Forstwirtschaft. 

So schätzt z. B. die Landesforstverwaltimg für den Gesamtwald 
Baden-Württembergs den Gesamtschaden auf durchschnitthch 
150 DM je Jahr und ha, wovon rd. 33 % auf Mehraufwendimgen 
imd Mindererlöse zurückzuführen sind. 

Dies würde einen jährhchen Gesamtverlust von 200 Mio. DM 
bedeuten. 

Gestützt wird diese baden-württembergische Einschätzung auch 
durch neuere Ergebnisse aus Bayern. 

Eine von der niedersächsischen Landesforstverwaltimg für den 
Gesamtwald Nieder Sachsens durchgeführte Schadensbewer- 
tung ergab für das Forstwirtschaftsjahr 1984 eine Einbuße von 
78 Mio. DM (81 DM/ha). 

Der Holzwirtschaft dürften bisher keine fühlbaren Nachteile oder 
Belastimgen aus den neuartigen Waldschäden entstanden sein, 
da Holz aus Waldschadensgebieten, wenn es rechtzeitig einge- 
schlagen wird, vollwertig ist und uneingeschränkt verwendet 
werden kann. Auch in naher Zukunft sind waldschadensbedingte 
Marktreaktionen nicht zu erwarten. 

Zu b) 

Die Einwirkungen der Luftverschmutzung auf Gebäude können 
in der Regel nicht zuverlässig von der natürlichen Alterung und 
Abnutzung sowie von anderen Schadensursachen (Planungs- und 
Bauausführungsmängel, Materialfehler, imgenügende Wartung) 
abgegrenzt werden; zweifellos wird aber der Ablauf des Verwitte- 
rungs- und Abnutzungsprozesses dadurch beeinflußt und häufig 
verstärkt. Zum Schadensumfang hegen bisher nur vage Schätzun- 
gen vor. 

In diesem Zusammenhang wird auf die Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Große Anfrage des Abgeordneten Sauermüch und 
der Fraktion DIE GRÜNEN „Zivüisationsbedingte Schäden an 
Gebäuden, Kulturdenkmälern und Ingenieurbauwerken", Druck- 
sache 10/2613, verwiesen. 

Zu c) 

Informationen über die Größenordnung volkswirtschafthcher 
Verluste infolge luftverschmutzimgsbedingter Gewässerschäden 
hegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vor. 
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Zud) 

Ertragseinbußen in der landwirtschaftlichen Produktion durch die 
Einwirkung von Luftschadstoffen in größerer Entfernung von 
Emissionsquellen lassen sich nicht isohert nachweisen und des- 
wegen auch nicht quantifizieren. Dies hegt vor allem daran, daß 
luftschadstoffbedingte Ertragseinbußen durch andere Faktoren 
wie Bewirtschaftungsmaßnahmen oder Witterung überlagert 
werden. 

Zu e) 

Die Bergwälder weisen deuthche Schwächungssymptome auf? 
Ausfälle sind aber bislang im allgemeinen auf Einzelbäume 
beschränkt. Derzeit abgehende Muren und Erdrutsche haben 
daher in der Regel andere Ursachen. Zu erwartende Schäden 
lassen sich heute nicht im einzelnen Vorhersagen. Sollten die 
Schäden im Bergwald fortschreiten, sind zunehmende Gefähr- 
dungen und damit ökonomische Folgewirkungen zu erwarten. 

Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu der 
Großen Anfrage der Abgeordneten Vahlberg, Schmidt (München) 
u.a. „ökologische und ökonomische Situation im deutschen 
Alpenraum", Drucksache 10/3993 (neu), verwiesen. 


6. a) Inwieweit hält die Bundesregierung die Helsinki- Vereinbarun- 
gen vom 9. Juli 1985 für ausreichend, wonach auf internatio- 
naler Ebene lediglich eine 30%ige Verminderung der Schwe- 
feldioxid-Emissionen bis zum Jahre 1993 angstrebt werden? 
b) Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung unternom- 
men, um wirkungsvollere Emissionsmindenmgen auch im 
internationalen M^stab zu erreichen? 

Zu a) 

Die Bundesregierung hält die durch das Helsinki-Protokoll 
geschaffene völkerrechtiiche Verpflichtung, die Schwefelemissio- 
nen um mindestens 30 % bis 1993 zu reduzieren, für einen wich- 
tigen Fortschritt in der internationalen Luftreinhaltepohtik. Von 
einer Reihe von ECE-Ländern werden bereits weitere S02-Reduk- 
tionen über 30 % hinaus durchgeführt oder geplcuit. Die Bimdes- 
regierung wird zum geeigneten Zeitpunkt die Initiative ergreifen 
mit dem Ziel, eine internationale Vereinbarung über einen wei- 
teren Schritt zur Reduzierung der Schwefelemissionen in Europa 
zu erreichen. 

Zu b) 

Die Bundesregierung hat erhebhche Anstrengimgen unternom- 
men, um die Minderung von Schadstoffemissionen auch inter- 
national durchzusetzen. Dazu gehören insbesondere 

— die Durchführung der „Multilateralen Umweltkonferenz" in 
München 1984 und 

— die Unterstützung der internationalen Konferenz „ Acidification 
and its Poücy Imphcations" in Amsterdam 1986. 
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Über die Annahme des Protokolls zur Reduzierung der Schwefel- 
emissionen hinaus hat die Bundesregierung im Exekutivorgan des 
ECE-Übereinkommens über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung 1985 die Einsetzung einer Arbeitsgruppe 
durchgesetzt, die für international zu vereinbarende Maßnahmen 
zur Reduzierung der Stickstoffoxid-Emissionen die wissenschaft- 
hch-technische Datenbasis zusammengestellt hat. In der Sitzung 
des Exekutivorgans im November 1986 konnte nunmehr die Auf- 
nahme von Verhandlungen zur Reduzierung der Stickstoffoxid- 
emissionen durchgesetzt werden. 

Damit wurde der Deklaration von Saas Fee, die die für den 
Umweltschutz zuständigen Minister der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Österreichs und der Schweiz Anfang 1986 - unterstützt von 
acht weiteren Staaten - verabschiedet haben, in ihrem zentralen 
Punkt Rechnung getragen. 

Im Bereich der EG wurde 1984 die „Richtlinie zur Bekämpfung 
der Luftverunreinigungen durch Industrieanlagen" (84/360 EWG) 
erlassen. Dadurch wird dem Vorsorgeprinzip, Anlagen nach dem 
Stand der Technik zu genehmigen und zu betreiben, grundsätz- 
hch Geltung verschafft werden, Schwerpunkt der künftigen 
gemeinschaftlichen Luftreinhaltepohtik ist aus der Sicht der Bun- 
desregierung, nun am Stand der Technik orientierte Gemein- 
schaftsregelungen durchzusetzen, durch die insbesondere 

— die Emissionen von Großfeuerungsanlagen reduziert und 

— die Emissionen von Diesel-PKW und Nutzfahrzeugen begrenzt 
werden. 

Auswirkungen auf internationale Emissionsminderung können 
auch die Luftquahtätsrichtlinien der EG zu Blei, S02/Staub und 
NOx haben. 

Nicht zuletzt ist es durch die Anstrengungen der Bundesrepublik 
Deutschland gelungen, EG-Maßnahmen zum abgasarmen Fahr- 
zeug als einen wirksamen und wichtigen Schritt im Immissions- 
schutz durchzusetzen. 

Eine Folge der Münchner Umweltkonferenz ist auch, daß sich die 
büaterale Zusammenarbeit mit der DDR und CSSR positiv entwik- 
kelt. 

Im übrigen verfolgt die Bundesregierung im Rahmen der OECD 
das Ziel, in den westhchen Industriestaaten strengeren Emissions- 
begrenzungen Geltung zu verschaffen. Diesem Ziel dienen von 
der Bundesregierung unterstützte Vorhaben der OECD zur 

— ökonomischen Bewertung von Schäden durch Luftverunreini- 
gungen und von Kosten zur Verminderung der Emissionen 

— Förderung der sparsamen Nutzung von Energie 

— Untersuchung der weiträumigen Auswirkung der wichtigsten 
Luftverunreinigungen, insbesondere von Oxidantien 

— Erarbeitung von Grundlagen für Emissionsstandards nach dem 
Stand der Technik. 
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7. Am 5. Juli 1985 unterschrieben die Umweltminister der Regierun- 
gen von Österreich, Kanada, Dänemark, Finnland, Liechtenstein, 
Norwegen, Schweden sowie der Justizminister der Schweiz in 
Stockholm die „Declaration on air poUution by motor vehicles". 

Aus welchen Gründen lehnte der Vertreter der Bundesregierung 
eine Unterzeichnung dieser Deklaration ab? 


Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Gemeinschaften und ist daher in ihrer Kraftfahrzeugabgas- 
politik an die entsprechenden EG-Beschlüsse gebtmden. Nach 
Auffassung der EG-Kommission hätte die Unterzeichnimg der 
Deklaration den getroffenen EG -Beschlüssen widersprochen. 


8. Welche Anstrengungen hat die Bimdesregierung bisher unternom- 
men, um die 1980 verabschiedete EG-Richtlinie über Grenzwerte 
und Leitwerte der Luftqualität für Schwefeldioxid und Schwebe- 
staub konsequent umzusetzen? 

Inwieweit wurde insbesondere für das Einhalten der in dieser 
Richtlinie festgelegten Leitwerte gesorgt, die der langfristigen Vor- 
sorge für Gesundheit und Umweltschutz dienen? 

Die von der Bimdesregierung eingeleiteten Minderungsmaß- 
nahmen - Großfeuerungsanlagen- Verordnung, Neufassung der 
TA Luft tmd Absenktmg des Schwefelgehaltes im leichten Heizöl 
- lassen eine wesentliche Abnahme der jährhchen S02-Emissio- 
nen erwarten, und zwar von 3,2 Millionen Tonnen im Jahre 1980 
auf ca. 1,6 MiUionen Tonnen im Jahre 1988 und ca. 1,1 Milhonen 
Tonnen im Jahre 1993. 

Während die nationalen Maßnahmen der Großfeuerimgsanlagen- 
Verordnung und der TA Luft bereits wirksam geworden sind, 
hängt die Maßnahme der Absenkung des Schwefelgehaltes im 
leichten Heizöl noch von der Zustimmung der EG ab. 

Im übrigen ist in der Antwort zu Frage 6 auf die Anstrengimgen 
eingegangen worden, wie die durch grenzüberschreitenden 
Schadstofftransport hervorgerufenen Belastungen abgebaut wer- 
den können. Nach voUständiger Umsetzung der nationalen Maß- 
nahmen wird die aUgemeine Luftbelastung mit SO 2 in der Bun- 
desrepubhk Deutschland verstärkt durch Einflüsse der Nachbar- 
staaten bestimmt. 

In Übereinstimmung mit den Leitwerten der EG-Richtlinie hat die 
Bundesregierung in Nr. 2.2. 1.4 TA Luft festgelegt, daß in Gebie- 
ten, in denen die Immissionsbelastung durch Schwefeldioxid im 
Jahresmittel die Massenkonzentration 0,05 oder 0,06 mg/m^ nicht 
überschreitet, bei der Genehmigung von Anlagen außerhalb von 
Belastimgsgebieten dafür Sorge getragen werden soll, daß dieser 
Wert eingehalten ’vird. Bereits heute kann davon ausgegangen 
werden, daß in e a 95 % der Fläche des Bimdesgebietes der 
Wert von 0,06 mg/m^ imterschritten wird. 
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9. Welche besondere Rolle mißt die Bundesregierung den Stick- 
oxiden als das Waldsterben mitverursachende Schadstoffkompo- 
nente bei, imd zwar: 

a) durch direkte Wirkung auf das Waldökosystem, 

b) durch Umbildung in andere Schadstoffe? 

Der Forschungsbeirat „Waldschäden/Luftverunreinigungen" hat 
in seinem 2. Bericht dar gelegt, daß es „den" Waldschaden und 
„die" Schadensursache nicht gibt, sondern daß es sich um eine 
sehr verwickelte und schwer dvirchschaubare Erscheinung han- 
delt, an der die Luftverunreinigungen maßgebüchen Anteil 
haben. Unter den Luftschadstoffen spielen Stickstoffoxide eine 
wichtige Rolle. 

Unter den verschiedenen Oxiden des Stickstoffs sind Stickstoff- 
dioxid (NO 2 ) und Stickstoffmonoxid (NO) aufgnmd ihrer über- 
regionalen Verbreitung in relativ hohen Konzentrationen, ihrer 
Phytotoxizität, ihres Beitrages zur Säuredeposition und ihrer 
Funktion als Vorläufer bei der Bildung von Photooxidantien als 
wichtige vegetationsgefährdende Luftverunreinigungen anzuse- 
hen. Dabei kommt dem NO 2 aufgrund seiner höheren Pflanzen- 
schädhchkeit und des Auftretens in höheren Konzentrationen eine 
größer^ Bedeutung zu als dem NO. 

Bei der Ermittlung und Bewertung der durch NO* bedingten 
Gefährdungen sind drei Wirkungswege zu berücksichtigen: 

— die direkten Wirkungen von NO* auf die Pflanzen nach Auf- 
nahme durch die oberirdischen Pflanzenorgane (auch in wir- 
kungsverstärkender Kombination mit anderen Luftschad- 
stoffen), 

— die indirekten Wirkungen, durch SäuredepositLon oder diuch 
Anreicherung von Stickstoff im Boden, 

— die Wirkung photöchemischer Oxidantien, an deren Büdung 
Stickstoffoxide als Vorläufer wesenthch beteiligt sind. 

Zu a) 

Direkte Wirkungen 

Nach Aufnahme aus der Luft hegen die Stickstoffoxide in der 
Pflanze zunächst als Nitrat oder Nitrit vor. Sie werden zu Ammo- 
niak reduziert und so in den N- Stoffwechsel der Pflanzen einge- 
schleust. 

Stickstoff ist in den humiden Waldökosystemen Mittel-, West- und 
Nordeuropas ein das Pflanzenwachstum hmitierender Faktor. 
Zwar kann der Eintrag von Stickstoff aus anthropogen bedingten 
Luftverunreiiügungen bis zu einer bestimmten Größenordnung 
das Wachstum fördern. Oberhalb eines bestimmten Stickstoffein- 
trags kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß - u. a. als 
Folge von Disharmonien im Verhältnis der einzelnen Pflanzen- 
nährstoffe zueinander - schädhche Wirkungen in Form von Stö- 
rungen der Nährstoffversorgung der Pflanzen, Wuchsminderung, 
reduzierter Frosthärte sowie einer erhöhten AnfäUigkeit gegen- 
über abiotischen und biotischem Streß auftreten. Es wird vermu- 
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tet, daß die Mykorrhizierung der Waldbäume durch eine Ver- 
schiebung des Kohlenstoff-Stickstoff-Verhältnisses im Boden 
gestört wird. 

Wirkung auf den Boden 

Die NOx-Emissionen gelangen nach Umwandlungen in der Tro- 
posphäre durch trockene und nasse Deposition hauptsächlich als 
NO, NO2, HNO2, HNO3, NO3, NH3 und NH4+ in terrestrische 
Ökosysteme imd fließen in deren Stickstoffkreislauf ein. Dabei 
kommt es - abhängig von der Art der Verbindung, der Deposi- 
tionsrate und der Art des betreffenen Ökosystems - zu verschie- 
denartigen Wirkungen. 

NOx trägt in der Bundesrepublik Deutschland im Jahresmittel 
etwa bis zu 30 % zu den sauren Niederschlägen bei. In Gebieten 
mit starkem SchneefaU kann als Folge hoher Akkumulation von 
Salpetersäure im Schnee der Beitrag besonders hoch sein. Da 
diese „sauren Episoden" mit besonders empfindlichen Entwick- 
lungsstadien von Pflanzen imd Tieren zusammenfallen, können 
irreversible Schäden auftreten. 

Als Teil der gesamten sauren Deposition ist somit auch NOx an der 
pH-Wert-Absenkimg in schwach gepufferten Böden beteüigt, 
wodmrch es zu erhöhten Nährstoffauswaschungen, zm Freiset- 
zung von Metallionen und zu Wurzelschäden kommen kann. 
Wuchsminderungen sowie erhöhte Anfälligkeit gegenüber abioti- 
schem rmd biotischem Streß können die Folge sein. 

Zu b) 

Stickstoffoxide wirken nicht nur direkt und indirekt auf Wald- 
ökosysteme; sie stellen zusammen mit Kohlenwasserstoffen die 
Vorläufersubstanzen dar, aus denen luiter dem Einfluß von Son- 
nenlichtenergie in der Atmosphäre photochemische Oxidantien, 
vor allem Ozon, als sekundäre Luftverunreinigungen entstehen. 
Langanhaltende Belastungen durch Ozon gefährden Waldbäume 
in besonderem Maße. 

Für die Waldschäden in emittentenfemen Gebieten der Bundesre- 
pubhk Deutschland ist Ozon als ein wesentlicher schadauslösen- 
der und wichtiger prädispoiüerender Faktor anzusehen, vielerorts 
im Zusammenwirken mit Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid und 
säurehaltigen Niederschlägen. 


10. Wie hat sich die Ozonbelastung im Verlaufe der letzten zehn Jahre 

a) in Ballungsgebieten, 

b) in Reinluftgebieten 

entwickelt? 


In den Ballungsgebieten variiert die Ozonbelastung von Jahr zu 
Jahr so stark, daß eine sinnvolle Angabe zur Entwicklung der 
Ozonbelastung auch über einen Zehnjahreszeitraum nicht mög- 
üch ist. Hierzu sind noch längere Zeitreihen erforderüch. A priori 
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ist jedoch nur in quellenfernen Gebieten ein merklicher Anstieg 
zu erwarten, da innerhalb der Ballimgsgebiete die Ozonbildung 
aufgrund des nächtlichen Ozonabbaus stark abgepuffert ist. 

Es gibt in Deutschland wenige Meßstellen in Reinluftgebieten, die 
über längere Zeitreihen verfügen, ln diesen deutet sich eine 
Ozonzunahme an, wobei die räumhche Ausdehnung der vom 
Ozonanstieg betroffenen Regionen und dessen Ursachen noch 
Gegenstand wissenschaftlicher Diskussion sind. 

ln Reinluftgebieten kann man derzeit mit einer durchschnittlichen 
Belastung der Luft von 60 bis 90 /jug Ozon/m^ rechnen, bei erheb- 
lichen Variationen von Jahr zu Jahr. Das Klima übt einen großen 
Einfluß auf die Ozonbüdung aus. So konnten im sonnigen Sep- 
tember 1982 in Mittelgebirgslagen Tagesmittelwerte zwischen 
100 tmd 150 fxg Ozon/m^ gemessen werden. 

Insgesamt ist im Verlauf der letzten 15 Jahre für die gesamte 
Nordhalbkugel eine Zunahme der bodennahen troposphärischen 
Ozonkonzentrationen um ca, 1 bis 3 % pro Jahr festgestellt wor- 
den, Seit 1983 wurde allerdings wieder eine Abnahme des boden- 
nahen Ozons ermittelt. 


11. Auf die Bedeutung von Ozon und Photooxidantien als Schadstoffe, 
die einen wesenüichen Anteil am Waldsterben tragen, hat auch die 
Bundesregierung wiederholt hingewiesen. 

Wanun zieht die Bimdesregierung keine Konsequenzen aus der 
' Schadwirkung dieser Stoffe imd deren Zimahme in Reinluftgebie- 
ten, indem beispielsweise Immissionsvorsorgewerte in die TA Luft 
aufgenommen werden? 

Die Festlegung eines Immissionswertes für Ozon im Rahmen der 
TA Luft-Systematik ist nicht geeignet, die eigentlichen Ursachen 
zu bekämpfen, da Ozon und Photooxidantien keine unmittelbar 
emittierten Luftschadstoffe sind, sondern sich aus Kohlenwasser- 
stoffen und Stickstoffoxiden büden. 

Die Luftreinhaltepoütik der Bundesregierung zielt darauf ab, den 
Ausstoß dieser Vorläufersubstanzen zu verringern, U. a. 
zu diesem Zweck wurden Vorschriften zur Emissionsminde- 
rung (z. B. Großfeuerungsanlagen- Verordnung, TA Luft, 
2. BImSchV, schadstoffarme PKW) erlassen. 




12. Im Aktionsprogramm „Rettet den Wald" (Fortschreibimg 1985) 
gibt die Bimdesregierung an, daß in Ballungsgebieten nur noch ein 
leichter Anstieg der N02-Belastimg zu verzeichnen sei. 

Waium hat die Bimdesregierung jeghche Angaben über die Ent- 
wicklimg von Photooxidantien, insbesondere Ozon, ausgelassen, 
obwohl diese in immittelbarem Zusammenhang mit der NO^-Be- 
lastung stehen? 


Zwischen NOx-Belastung und Ozonimmission besteht kein unmit- 
telbarer Zusammenhang; es bestehen vielmehr komplexe Wech- 
selwirkungen zwischen NOx, Kohlenwasserstoffen, klimatischen 
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Verhältnissen (insbesondere Strahlung) und der resultierenden 
Ozonbelastung, die zudem noch stark vom Einwirkungsort ab- 
hängt. 

Zur Entwicklung der Oa-Konzentration wurden deswegen keine 
näheren Angaben gemacht, weil diese in erhebhchem Umfang 
von der meteorologischen Situation im jeweihgen Jahr und von 
dem räunüichen Bezug (Nahbereich, Fernbereich) abhängt (siehe 
auch Antwort zu Frage 10). 


13. Welche marktwirtschaftlich orientierten Instrumente der Luft- 
reinhaltung strebt die Bundesregierung an? 

Die Bundesregierung hat im Sommer 1983 eine interministerielle 
Arbeitsgruppe 'mit der Prüfimg beauftragt, ob und inwieweit 
marktwirtschafthch orientierte Instramente, insbesondere über- 
tragbare Emissionsrechte, geeignete und wirtschaftliche Instru- 
mente zur Ergänzung der bisherigen Luftreinhaltepohtik dar- 
stellen. 

Die Arbeitsgruppe hat dem Bimdeskabinett am 11. April 1984 
über Möghchkeiten und Grenzen eines flankierenden Einsat- 
zes von Zertifikatsmodellen und Kompensationslösungen (vgl. 
3. Immissionsschutzbericht der Bimdesregierung, Drucksache 
10/1354, S. 55 ff.) und am 18. Dezember 1985 über den flankieren- 
den Einsatz von Abgaben mit den folgenden Ergebnissen be- 
richtet: 

Emissionszertifikate 

Emissionszertifikate enthalten interessante Elemente zur Förde- 
rung des Eigeninteresses der Emittenten für weitere Emissions- 
begrenzungen und der Durchfühnmg der Emissionsbegrenzung 
bei volkswirtschafthch günstigen Kosten. Die bisher vorgelegten 
Vorschläge enthalten jedoch erhebhche Mängel und sind so nicht 
praktikabel. 

Kompensationsregelungen 

Bei der flexiblen Kompensationsregelimg geht es darum, den 
Anlagenbetreibern innerhalb des ordnungsrechüichen Rahmens 
nach marktwirtschafthchen Kriterien Entscheidungsspielräume 
für eigene Initiativen zur Verbesserung der Luftreinhaltung zu 
eröffnen. 

Die flexible Kompensationsregelung ist in die NoveUierung des 
BImSchG imter § 7 Abs. 3 einbezogen worden. Damit hat die 
Bundesregierung die gesetzhche Grundlage für die Anwendung 
von Kompensationslösungen in Rechtsverordnungen und in Ver- 
bindung mit § 48 BImSchG auch für Verwaltungsvorschriften wie 
die TA Luft geschaffen. Die Kompensationsregelung wurde in der 
Nr. 4.2.10 der TA Luft 1986 bereits konkretisiert. 
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Abgaben 

Von der Erhebung einer Abgabe wird zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt abgeraten, weil die große Regelungsdichte, das hohe 
Anspruchsniveau, die kurzen Vollzugsfristen Und die den Voll- 
zugsbehörden verbleibenden geringfügigen Beurteilungs- und 
Ermessensspielräume in den erlassenen Durchführungsvorschrif- 
ten (Großfeuerungsanlagen-Verordnimg, TA Luft) keinen Raum 
für den Einsatz einer wirksamen Luftreinhalteabgabe lassen. Die 
Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang allerdings deut- 
lich gemacht, daß sie die Einführung einer Abgabe erneut prüfen 
wird, wenn sich bei der Durchsetzung des Ordnungsrechts uner- 
wartete Schwierigkeiten ergeben sollten, die das Erreichen der 
Sanierungsziele in zeitlicher und materieller Hinsicht in Frage 
stellen würden. 


14, Wie hat die Bundesregierung bei der Erstellung der TA Luft den 
Stand der Technik bei den verschiedenen Anlagen ermittelt? 

a) Ist es richtig, daß der Stand der Technik aufgrund mangelnder 
Daten aus den Ländern - z. T. unter Weigerung der Herausgabe 
von Daten - nur an Einzelbeispielen festgestellt werden 
konnte? 

b) Wie will die Bundesregierung diesen erheblichen Mangel bei 
der Umsetzung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes behe- 
ben, um eine flächendeckende Prüfung zu gewährleisten? 

Zur Ermittlung des Standes der Technik hat die Bundesregierung 
alle verfügbaren nationalen und internationalen Informationen 
ausgewertet, insbesondere Ergebnisse aus Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben sowie aus Demonstrationsprojekten im Rah- 
men des Investitionsförderprogramms (Frage 3), Erkenntnisse aus 
der Genehmigungs- und Überwachuligspraxis der Länder, Richt- 
linien der VDI-Kommission Reinhaltung der Luft, Informationen 
aus betroffenen Industriekreisen, Umweltschutzorganisationen 
sowie sonstigen beteüigten Kreisen, Erkenntnisse aus dem Erfah- 
rungsaustausch mit Umweltschutzbehörden anderer Staaten und 
internationaler Organisationen sowie das einschlägige Schrifttum. 

Zu a) 

Nein, wie oben dargestellt beruhte die Ermittlung des Standes 
der Technik auf einer breiten Basis. 

Im übrigen haben die Länder insbesondere im Länderausschuß 
für Immissionsschutz und seinen Ausschüssen an der Erarbeitung 
der TA Luft maßgeblich mitgewirkt. 

Zub) 

Die Frage geht gemäß vorstehender Antworten von imzutreffen- 
den Annahmen aus. 
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nötige nachträgliche Anordnungen stützen ließen, weü diese An- 
lagen aufgrund alter Genehmigungen mit entsprechend veralteten 
Emissionsgrenzwerten betrieben werden? 


Das Altanlagensanierungskonzept der TA Luft wurde so aufge- 
baut, daß Messungen nur in Ausnahmefällen erforderlich sind. 
Insbesondere Beratimgen mit den für den Vollzug der TA Luft 
zuständigen Ländern haben zu dem Ergebnis geführt, daß die 
Prüfung, ob die Eingriffsvoraussetzungen für eine nachträghche 
Anordnung vorhegen, in der Regel anhand 

— des Genehmigungsbescheides einschheßhch der in Bezug ge- 
nommenen Unterlagen, 

— vorhegender nachträghcher Anordnungen, 

— Mitteilungen nach § 16 BImSchG, 

— Emissionserklärungen nach § 27 BImSchG, 

— Ergebnissen von Ermittlungen nach §§ 26 ff. BImSchG, 

— Ergebnissen von Ermittlungen nach § 52 BImSchG sowie 

— sonstiger Erkenntnisse der Behörde, 

möghch ist (vgl. Nr. 4.2.1 TA Luft). 


16. Inwieweit sind bei der Novellierung der TA Luft auch inter- 
nationale Maßstäbe zum Stand der Technik herangezogen worden, 
beispielsweise aus Japan oder den Vereinigten Staaten? 

Wie in der Antwort zu Frage 14 bereits dargesteUt, wurden inter- 
nationale Erfahrungen berücksichtigt. 


17. Die Bundesregierung behauptet, „die den neuesten Stand der 
Technik entsprechenden, scharfen Emissionsgrenzwerte werden 
als Vorbild in den internationalen Bereich ausstrahlen". 

Wie erklärt die Bundesregienmg dann die Vorwürfe der Landes- 
regierung von Baden- Württemberg zur Novellierimg der TA Luft, 
der Stand der Technik sei nicht uneingeschränkt zur Geltung 
gebracht worden, insbesondere nicht 

a) hinsichtlich der möglichen einheitlichen Festlegung eines 
zulässigen S02-Grenzwertes von 400 mg/m^ Abluft bei Neuan- 
lagen für feste und flüssige Brennstoffe (Kohle, öl) - gegenüber 
den vorgesehenen Grenzwerten von 2 000 mg/m^ für feste und 
1 700 mg/m^ für flüssige Brennstoffe-, 

b) hinsichtlich der möglichen NO^- Grenzwerte für kohle- 
betriebene Feuerungsanlagen bis 50 MW von 400 mg/m^ und 
für heizölbetriebene Anlagen von 350 mg/m^ gegenüber den 
um 100 mg/m^ höheren vorgesehenen Grenzwerten? 

Gerade von Baden- Württemberg ist in der Bimdesratssitzung am 
21. Februar 1986 ausdrücklich anerkannt worden, daß die TA Luft 
nach der Vorlage der Bundesregierung eines der fortschrittiich- 
sten Regelwerke der Welt ist. 

Zu a) 

Die S02-Emissionswerte der TA Luft sind Höchstwerte, die durch 
Ausschöpfung technischer Minderungsmaßnahmen weiter ver- 
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mindert werden müssen; dies wird dmch Dynamisierungsklau- 
seln ausdrücklich vorgeschrieben. Diese flexible Vorschrift ist 
notwendig, da angesichts der großen Zahl von kleineren Feue- 
nmgsanlagen, die nicht unter die 13. BImSchV fallen, den unter- 
schiedhchen Feuenmgskonzepten und der Vielfalt der Emissions- 
minderungstechniken eine abschheßende Regelung derzeit nicht 
zweckmäßig wäre. 

Zub) 

Den NOx-Emissionsgrenzwerten der TA Luft hegen die gleichen 
Überlegungen zugrunde wie den S02-Emissionsgrenzwerten. 
Deshalb gelten hier sinngemäß die unter a) dargelegten Aspekte. 


18. In der Antwort auf die Große Anfrage „Kranke Umwelt - kranke 
Kinder" (Drucksache 10/2107, Nr. 1.10) führt die Bimdesregierung 
aus: 

„Eine Herabsetzung der Immissionswerte wird aller Wcihrschein- 
lichkeit nach keine erkennbaren positiven Auswirkungen auf den 
Gesundheitszustand der betroffenen Wohnbevölkerung haben. 
Zum einen sind nach fast einheitlicher Aussage der meisten Exper- 
ten stationäre S02-Konzentrationen in der Atemluft, wenn sie 
140 fig/m^ SO 2 nicht wesentlich übersteigen, für den Menschen als 
unbedenklich anzusehen ..." 

a) Wie will die Bundesregierung diese Aussage mit einer Feststel- 
lung in BR-Drucksache 185/76 (Anlage I) aus dem Jahre 1976 in 
Einklang bringen, wo es bereits unter Anfügung umfangreicher 
Literaturzitate heißt: „Übersteigen Schwefeldioxid- und 
Schwebeteüchenkonzentrationen gleichzeitig langfristig einen 
Mittelwert von 100/x.g/m^, so sind bei Kindern eine erhöhte 
Infektionsanfälligkeit der unteren Atemwege und eine 
Abnahme des maximalen Ausatmimgsvolumens festzustellen?" 

b) Warum hat die Bundesregierung trotzdem die Immissions- 
Langzeitwerte für Staub bei 150 /xg/m^ und für SO 2 bei 140 /xg/ 
m^ belassen? 


Zu a) 

Die in der BR-Drucksache 185/76 getroffenen Aussagen beziehen 
sich auf ältere epidemiologische Untersuchimgen, in denen ein 
statistischer Zusammenhang zwischen Atemwegserkrankungen 
bzw. Veränderungen der Lungenfunktion und der langfristen 
Einwirkung von Schwefeldioxid- und Schwebeteilchenkonzentra- 
tionen im Bereich ab 100 /xg/m^ (Jahresmittelwert) auf gezeigt 
werden konnte. Die zugrundeliegenden Belastungsmessimgen 
sind mit verschiedenen Probenahme- und Bestimmungsmethoden 
erzielt worden, die nur mit verschiedenen Einschränkungen auf 
heute verwendete Verfahren umgerechnet werden können. Die 
beobachteten Wirkungsbeziehimgen enthalten erhebhche Un- 
schärfen. 

\ 

Die vorherrschende Wirkungseinschätzung für SO 2 und Schweb- 
staub war vomehmUch durch die Ergebnisse der amerikanischen 
CHESS-Studie (1974) geprägt. Diese Studie hatte sich aus metho- 
dischen und statistischen Gründen jedoch für die Grenzwertdis- 
kussion als unbrauchbar erwiesen (US-Kongr. Report 1976). 

Eine im Februar 1978 von der Bundesregierung durchgeführte 
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Sachverständigenanhömng ergab, daß für eine Änderung der im 
Jahre 1974 festgelegten Immissionswerte von 140 für 

Schwefeldioxid und 150 ßg/m^ für Staub kein Anlaß bestand. Zu 
diesem Ergebnis kommt auch die VDI-Kommission (Richtlinie 
2310Bl.il). 

Zu b) 

Aus den unter a) genannten Gründen war eine Änderung der 
Werte nicht geboten. 


19. Die Fachgruppe ,, Luftverunreinigung" der lUFRO (Internationaler 
Verband forstlicher Forschungsanstalten) nannte im Jahre 1979 
maximale Immissions werte zum Schutze der Wälder. Danach soll 
durch die Einhaltung von 50 fxg Schwefeldioxid pro Kubikmeter 
die volle Leistungsfähigkeit der Wälder auf den meisten Standor- 
ten gesichert sein. In höheren Lagen oder auf extremen Standorten, 
zur Aufrechterhaltung der Schutz- und Sozialfunktionen des Wal- 
des, sollte aUerdings ein Jahresmittelwert von 25 p,g S02/m^ nicht 
überschritten werden. 

Warum hat die Bimdesregierung unter Mißachtung des bedroh- 
lichen Zustandes unserer Wälder einen Zusatzbelastungswert in 
der TA Luft von 2,0 /otg/m^ für Schwefeldioxid zugelassen, der auch 
nach Ansicht des Bundesrates nicht geeignet ist, zusätzliche 
Immissionsbelastungen von Waldgebieten mit diesem Schadgas 
soweit wie mögUch zu vermeiden? 


Mit der Novelle zur TA Luft 1983 hat die Bundesregierung mit 
Unterstützimg des Bundesrates erstmalig das Instrument der 
Zusatzbelastung zum Schutz besonders empfindhcher Pflanzen 
unabhängig von der jeweiügen Immissionsbelastung eingefügt. 
Der damals festgelegte Zusatzbelastungswert von 2,5 ßg/m^ ist in 
der TA Luft 1986 mit Zustimmung des Bundesrates auf 2,0 ßg/m^ 
herabgesetzt worden. 


20. Warum hat die Bundesregierung in der TA Luft dem Prinzip der 
„hohen Schornsteine" , d.h. der weiträumigen Verteüung von Luft- 
schadstoffen, nach wie vor einen hohen Stellenwert eingeräumt? 


Die Bundesregierung hat das Prinzip der hohen Schornsteine 
noch nie verfolgt, sondern stets der Emissionsminderang nach 
dem Stand der Technik den Vorrang gegeben. 


21. a) Inwieweit stimmt die Bundesregierung den Ermittlungen des 
Ecoplan-Instituts für Immissionsschutz (Düsseldorf) zu, wonach 
die neue Ausbreitungsrechnung der TA Luft, die zur Ermittlung 
der zusätzhchen Immissionsbelastung bei zu genehmigenden 
Neuanlagen eingeführt wurde, Ergebnisse produziert, die im 
Vergleich mit der sogenannten Raffinerierichtlinie des Landes 
Nordrhein-Westfalen teüweise bis zu 75 % schlechter ausfallen 
und somit im Rahmen der Genehmigungsverfahren für neue 
Anlagen bedeutend größere Schadstoffemissionen zuläßt? 

b) Kann die Bundesregienmg der FeststeDung des nordrhein- 
westf ähschen Ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For- 


Drucksache 1 0/6793 


23 



Drucksache 10/6793 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


sten folgen, daß es in Nordrhein -Westfalen 1979 nach der 
Raffinerierichtlinie bei Schwefeldioxid insgesamt 316 Grenz- 
wertüberschreitimgen gab, daß jedoch vergleichsweise für das- 
selbe Jahr nach der Richtlinie der noveUierten TA Luft nur 55 
Grenzwertüberschreitungen zu verzeichnen gewesen wären? 

Zu a) 

Die angeführten Vergleichsrechnungen nach TA Luft und Raffi- 
nerierichtlinie beziehen sich lediglich auf die in den Modellen 
enthaltenen Berechnungsverfahren. Die unterschiedlichen Rand- 
bedingungen beider Regelwerke bleiben unberücksichtigt. Dies 
güt z. B. für die verwendeten Ausbreitungsparameter, die Über- 
höhungsformel und die Ausbreitungsklassifizierung, die in der 
Raffinerierichtlinie nicht mehr dem geforderten wissenschaft- 
lichen Kenntnisstand entsprechen. Weiterhin ist der Vergleich im 
Hinblick auf die Verwendung der Ausbreitungsberechnung im 
Genehmigungsverfahren unvollständig. 

Vom Umweltbundesamt durchgeführte Vergleichsrechnimgen, 
die diese Randbedingungen berücksichtigen, widerlegen den 
vom Ecoplan-lnstitut angesteUten Vergleich. 

Zu b) 

Die oben erwähnten Vergleichsrechnungen des Umweltbundes- 
amtes für praktische Fälle ergaben für die Raffinerierichtiinie 
ledigüch geringfügig höhere Zusatzbelastungswerte. Im übrigen 
siehe Antwort zu a). 


22. Aufgrund der neuen Kompensationsregelung in der TA Luft kön- 
nen sich mehrere benachbarte Betreiber zu einer Sanierungsge- 
meinschaft zusammenschheßen, wobei einzelne Betreiber weniger 
strenge Maßnahmen, andere schärfere Maßnahmen durchführen 
können, wenn insgesamt eine bessere Lösimg als nach der TA Luft 
erreicht wird. 

Inwieweit verhindert diese Regelung auch, daß Emissionsminde- 
rungen bei hohen Ableitquellen (z. B. Schornsteinen von Großkraft- 
werken) mit Emissionen aus niedrigen Quellen (z.B. Ziegeleien, 
Aluminiumhütten) verrechnet werden können, obwohl sich die 
Enüssionseinsparungen nicht als Vermindenmg der Immissionen 
auswirken, während andererseits die über längere Zeit aufrecht- 
erhaltenen Emissionen der niedrigen Quellen zu Immissionen füh- 
ren, die im Nahbereich in relevantem Umfang Belästigungen und 
Nachteile zur Folge haben? 


Die Kompensation ist gemäß § 7 Abs. 3 BImSchG nur im Vorsorge- 
bereich (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG) zulässig; hegen Belästigungen 
imd Nachteüe in relevantem (erhebhchem) Umfang vor, kann die 
Kompensation nicht angewandt werden. 

Darüber hinaus geht die Regelung der Nr. 4.2.10 TA Luft aus- 
drücklich auf den Gegenstand der Frage ein. Danach sind die 
unterschiedhchen Ableitbedingungen imd Immissionsverhält- 
nisse in den für die Beurteüung der Einwirkungen maßgebhchen 
Gebieten zu berücksichtigen. Insbesondere darf eine Verringe- 
rung von Emissionsfrachten aus hohen Quellen nur insoweit zum 
Ausgleich von Emissionsfrachten aus niedrigen QueUen herange- 
zogen werden, als die nach dem Sanierungsplan zu verrechnen- 
den Emissionen am jeweils ungünstigsten Einwirkungsort Immis- 
sionsbeiträge in ungefähr gleicher Höhe verursachen würden. 
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23. Wie will die Bundesregierung das Problem der Bildung von „hot 
spots" (= starke lokale Schadstoffbelastungen) bei der beabsichtig- 
ten Einführung marktwirtschaftlich orientierter Instrumente der 
Luftreinhaltimg beseitigen? 


Die in Nr. 4.2.10 der TA Luft 1986 neu eingeführte Konlpen- 
sationsregelung stellt durch ihre Einzelausgestaltung sicher, daß 
die Bildung von „hot spots" vermieden wird. 


24. Inwieweit verspricht sich die Bundesregienmg eine Verbessening 
der derzeitigen Schadstoff-Emissionsbilanzen durch die Alt- 
anlagen- Sanierimgsklausel im Zuge der Novellierung des 
BImschG? 

Die Bundesregierung erwartet vom Zweiten Gesetz zur Änderung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 4. Oktober 1985, ins- 
besondere von der Änderung des § 17 Abs. 2 des Gesetzes, nüt der 
die Eingriffsschwelle für nachträghche Anordnungen gegenüber 
genehmigimgsbedürftigen Altanlagen zurückgenommen und die 
Anordnimgsbefugnis auf den verfassungsrechtiich verankerten 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit abgestellt wurde, eine be- 
deutsame Verbesserung des Gesetzesvollzugs bei der Altan- 
lagensanierung. Auf dieser gesetzhchen Grundlage lassen sich 
die Altanlagenregelung der Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
und der in Abschnitt 4 der TA Luft festgeschriebene Stufenplan 
für die Anpassung der Altanlagen an den fortgeschrittenen Stand 
der Emissionsminderungstechnik reahsieren. Die nachstehende 
Tabelle enthält eine Abschätzung der daraus sich ergebenden 
Enüssionsentwicklung aus stationären Quellen. Die Emissionsan- 
gaben berücksichtigen sowohl den Effekt der Altanlagenregelim- 
gen als auch den Zuwachs an Neuanlagen. 


Tabelle: Abschätzung der Entwicklung des emittierenden Energieeinsatzes, der SO 2 -, N0x(N02)’ und Staub/ 
Ruß-Emissionen 1984-1995 aus stationären Quellen 




Emittierender 

Energieeinsatz 

PJ 

1984 1995^) 

SO 2 - Emissionen 
in kt^) 

1984 1995 

N0^(N02)- 

Emissionen 

inkt^) 

1984 1995 

Staub/Ruß- 
Emissionen 
in kt«) 

1984 1995 

Kraftwerke, Heizkraft- 
werke, Heizwerke 


2 905 

2 916 

1 660 

470 

840 

230 

160 

80 

Industrief euemn gen 
(incl. Raffinerien) 


2 083 

2 099^) 

460 

270 

220 

150 

55 

15 

Industrieprozesse 




170 

140«) 

HO 

50«) 

325 

195«) 

Haushalte und 
Kleinverbraucher 


2 323 

1 960 

250«) 

160^) 

130 

100«) 

55 

40«) 

Stationäre Quellen 
insgesamt 


7 311 

6 975 

2 540 

1040 

1300 

530 

595 

330 


Energiebedarfsprognose der Prognos AG (mittlere Variante) 

^) Auf volle 10er gerundet 
^) Auf volle 5er gerundet 

^) Durch TA Luft 1986 induzierte Substitutionseffekte nicht erfaßt 
^) Auswirkung der TA Luft 1986 kann noch nicht vollständig angegeben werden 
®) Gerechnet mit 0,24 Gew.% Schwefel bei Heizöl EL 
^) Gerechnet mit 0,20 Gew.% Schwefel bei Heizöl EL 

®) Wert 1984 unter Berücksichtigung von Höhe und Struktur des Energieeinsatzes umgerechnet und gerundet 
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25. Welche Uneinheitlichkeiten bestehen nach Kenntnis der Bxindes- 
regierung bei den Bundesländern in bezug auf die Erstellung von 
Luftreinhalteplänen, Belastungsgebieten und Smog- Verordnun- 
gen, und welche Anstrengungen unternimmt die Bundesregie- 
rung, um bundeseinheitiiche Regelimgen zu erreichen? 


Mit den gebietsbezogenen Regelungen dds BImSchG werden die 
Länder u. a. ermächtigt, durch Rechtsverordnung Belastungs- 
gebiete (§ 44) und Smoggebiete (§§ 40, 49) festzusetzen. 

Um eine möghchst bundeseinheitiiche Ausfüllung zu erreichen, 
sieht das BImSchG (§§ 45, 46) den Erlaß bundeseinheitiicher Ver- 
waltungsvorschriften vor. Beispiele dafür sind die 5. BImSchVwV 
(Grundsätze über Emissionskataster in Belastungsgebieten) und 
die 4. BImSchVwV (Ermittlung von Immissionen in Belastimgsge- 
bieten), ergänzt durch verschiedene Richtlinien über Standortkri- 
terien für Meßstellen und Anforderungen für Meßgeräte. 

Darüber hinaus haben die für den Immissionsschutz zuständigen 
obersten Landesbehörden der Länder und der Bund im Länder- 
ausschuß für Immissionsschutz Kriterien für die Festlegung von 
Belastungsgebieten nach § 44 BImSchG (1974) sowie eine Muster- 
Smog-Verordnung (1974 tmd 1984) erstellt. 

Soweit die Länder durch Rechtsverordnimg Belastungsge- 
biete ausgewiesen haben, ist sichergestellt, daß Luftreinhalte- 
pläne und Emissionskataster erstellt sowie 
Immissionsüberwachungssysteme eingerichtet wurden. Dies gilt 
auch für die Gebiete in der Bundesrepubhk Deutschland, die 
höher belastet sind, aber nicht formell als Belastungsgebiete aus- 
gewiesen werden mußten. Dabei ist der Bundesregierung 
bekannt, daß die Entwicklung von Luftreinhalteplänen (Emis- 
sions-, Immissions- Wirkungskataster, Ursachenanalyse und Maß- 
nahmenplan) in den einzelnen Bundesländern verschieden weit 
fortgeschritten ist. 

Der Bundesregierung ist auch bekannt, daß von der im BImSchG 
den Bundesländern übertragenen Ermächtigung zur Ausweisung 
von Smoggebieten in der Vergangenheit unterschiedhch 
Gebrauch gemacht worden ist. 

Zwischenzeitiich haben jedoch alle Bundesländer - außer Bremen 
und Schleswig-Holstein, in deren Gebiet bei austauscharmen 
Wetterlagen nicht mit hohen Schadstoffkonzentrationen zu rech- 
nen ist - Smog-Verordnungen erlassen. Diese orientieren sich 
weitgehend einheitiich an der Muster-Smog-Verordnung des 
Länderausschusses für Immissionsschutz. 


26. Welche Maßnahmen sind nach Ansicht der Bundesregierung nötig, 
um Emissionen aus der großen Zahl von Hausheizfeuerungen 
wirksam durch gesetzliche Regelungen zu vermindern; welche 
Maßnahmen soUen eingeleitet werden, und welche Emissionsmin- 
derungen der wichtigsten Schadstoffe lassen sich hierdurch er- 
reichen? 


Die Bimdesregierung hat in ihrem Bericht über Vorschläge ziu 
Verminderung von Emissionen aus Kleinfeuerungsanlagen (Ein- 
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zelhaushalte, Zentralheizungen) an den Deutschen Bundestag 
(Drucksache 10/5570) die möglichen Maßnahmen zur weiteren 
Emissionsmindenmg in dem genannten- Bereich ausführlich dar- 
gelegt. Einzelheiten können diesem Bericht entnommen werden. 


27. Wie hoch ist der NO*- Ausstoß durch PKW prozentual 

a) im Stadtverkehr, 

b) im Außerortsverkehr, 

c) im Autobahnverkehr? 

Nach Angaben des Umweltbundesamtes betragen die Emissionen 
des Stadtverkehrs 20 % der PKW- Gesamtemissionen, die Emissio- 
nen des Außerortsverkehrs 40 % der PKW-Gesamtemissionen und 
die Emissionen des Autobahnverkehrs 40% der PKW-Gesamt- 
emissionen. 


28. Wie groß ist der Anteil des Verkehrsgeschehens im Verhältnis zum 
Gesamtverkehrsgeschehen, der 

a) durch den Europa-Testzyklus, 

b) durch den US-Testzyklus nebst US-Highwaytest 

beschrieben wird? 

Der ECE-Zyklus (max. 50 km/h) beschreibt bisher nur den Innen- 
stadtverkehr und damit weniger als 30 % des PKW-Verkehrs. Auf 
Initiative der Bundesregierung wird der ECE-Zyklus daher um 
Fahrabschnitte bei höheren Geschwindigkeiten ergänzt (vgl. 
Beantwortung der Frage 29). 

Der FTP-75-Zyklus (max. 91 km/h) beschreibt das Fahrverhalten 
in Ballungsgebieten, der Highway- Zyklus das Fahrverhalten auf 
den US-Highways (max. 96 km/h). Der Highway- Zyklus kann 
deshalb das Fahrverhalten auf bundesdeutschen Autobahnen nur 
zu einem Teil wiedergeben, aber deckt einen großen Teil des 
Außerortsverkehrs ab. US-FTP-75- und Highway-Zyklus 
beschreiben nach Angaben des Umweltbundesamtes ca. 75 % des 
PKW-Verkehrs. 


29. Inwieweit teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch den 
Europa-Test bei PKW der Schwerpxmkt des NO^- Ausstoßes nicht 
erfaßt wird, weil sich dieser im Hochgeschwindigkeitsbereich 
befindet? 


Diese Auffassung ist grundsätzhch richtig; deshalb hat der EG- 
Umweltrat bereits im März 1985 beschlossen, den ECE-Test bis 
1987 den vorüegenden Bedingungen anzupassen, imd zwar ins- 
besondere durch Hinzufügung von Prüfstrecken außerhalb der 
Städte. Dazu wurden u. a. Untersuchimgen im Auftrag des 
Umweltbundesamtes durchgeführt. Die Ergebnisse werden z. Z. 
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im Rahmen einer EG-Arbeitsgruppe verwertet. Die Beratungen 
zur Konkretisierung der Erweiterung des ECE-Tests sind noch 
nicht abgeschlossen. 


30. Warum hat die Bundesregierung den Europa-Test beispielsweise 
für das Nachrüstkonzept verbindlich eingeführt, nicht aber die 
realistischeren US-Tests, obwohl selbst ein Vertreter des Verban- 
des der Automobüindustrie während einer Anhörung des Innen- 
ausschusses einräumte, man „habe es sich dabei vielleicht zu 
einfach gemacht " ? 

Andere EG-Mitgüedstaaten waren mit der alleinverbindhchen 
Anwendimg der US-Tests nicht einverstanden. 

Im Interesse einer europäischen Lösung wurde daher der Bei- 
behaltimg des ECE-Tests zugestimmt (vgl. Beantwortung der 
Frage 29). 


31. Welche Emissionsminderungseffekte ergeben sich nach Ansicht 
der Bundesre0enmg durch die jährliche Abgassonderunter- 
suchung (ASU) bei PKW, bezogen auf 

a) NO,, 

b) CO, 

c) HC? 


Das in der Begründung zur Abgassonderuntersuchung angege- 
bene Minderungspotential, welches im Mittel nach Überprüfung, 
Wartung und sollgerechter Einstellung für die 

a) Stickoxid (NOx-)Emissionen keine bzw. unwesentliche Ver- 
änderungen, 

b) Kohlenmonoxid (CO-)Emissionen eine Reduzierung bis ca. 

20 %, 

c) Kohlenwasserstoff (CH-)Emissionen eine Reduzierung bis ca. 
10 % 

aufgezeigt hat, wird durch neuere Untersuchimgen bestätigt. 


32. Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregienmg über inkorrekte 
Einstellungen der Motoren in den Werkstätten während der ASU 
vor? 


Hinsichtiich inkorrekter Einstellungen der Motoren in den Werk- 
stätten während der ASU hegen keine repräsentativen Unter- 
suchungsergebnisse vor. 


33. Welche Kenntnisse besitzt die Bundesregienmg darüber, ob ein 
durch die ASU geprüftes Fahrzeug schon teüweise nach wenigen 
Wochen eine verstellte Zündung und damit schlechtere Abgas- 
werte aufweist? 
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Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich unter ungünstigen 
Bedingungen bei kontaktgesteuerten Zündanlagen eine korrekte 
Zündeinstellung schon nach relativ kurzer Zeit verstehen kann. 
Dies sind aber EinzelfäUe. 


34. Inwieweit läßt sich eine ASU viel besser ersetzen durch den Einbau 
langzeitstabüer Bauteile (wie kontaktloser Transistorzündanlagen 
und elektronisch gesteuertem Vergaser)? 

Die Abgassonderuntersuchung läßt sich durch den Einbau soge- 
nannter langzeitstabiler Bauteile nicht ersetzen. 

Fahrzeuge mit langzeitstabilen Bauteilen, wie z. B. kontaktlose 
Zündanlagen, elektronisch gesteuerten Vergasern bzw. Einspritz- 
anlagen, zeigen hinsichtlich des Emissionsverhaltens ein wesent- 
üch besseres Langzeitverhalten als nicht entsprechend ausge- 
rüstete Fahrzeuge. Der Anteil von PKW mit Ottomotoren mit 
Einspritzimg am Gesamtbestand an PKW nüt Ottomotoren beträgt 
z. Z. 15 %, von PKW mit elektronischen Zündanlagen 25 %. 

Es wurde jedoch festgesteUt, daß sich auch bei Kraftfahrzeugen, 
die mit sogenannten langzeitstabilen Bauteilen ausgerüstet 
waren, der Leerlauf-CO-Gehalt und die Leerlaufdrehzahl verstel- 
len können. Gleichwohl ist der Einbau dieser Teile iinter dem 
Gesichtspunkt des Umweltschutzes zu begrüßen. Es erscheint 
auch mögüch, daß weitere Qualitätsverbesserungen und tech- 
nische Weiterentwicklungen dieser Bauteile es in der Zukunft 
erlauben werden, daß Prüfintervall für entsprechend ausgerüstete 
Kraftfahrzeuge zu erweitern. 


35, Welche Emissionsminderungen lassen sich jährlich durch die 
gesetzlichen Maßnahmen zur steuerlichen Förderung abgasärme- 
rer Altfahrzeuge erreichen, und zwar bezogen auf 

a) NO,, 

b) CO, 

c) HC? 

Der TÜV Rheinland hat im Auftrag der Bundesregierung die 
Auswirkungen der steuerlichen Maßnahmen zur Förderung der 
Altwagennachrüstting berechnet. Er stützte sich dabei auf die 
Prognosen der Autoindustrie. 

Folgende Minderungen werden unter diesen Voraussetzungen 
bis Ende der 80er Jahre vom TÜV erwartet: 

CO bis zu 12,6%, 

HC bis zu 11,5%, 

NOx bis zu 15,8%. 

Die Minderungsprozente sind auf die erwarteten jährlichen PKW- 
Gesamtemissionen bezogen. 
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36. Welche jährlichen Schadstoffminderungen lassen sich durch das 
Nutzfahrzeugkonzept der Bundesregierung erreichen? 


Das Nutzfahrzeugkonzept enthält u. a. folgende Elemente: 

— Die gasförmigen Emissionen der schweren Nutzfahrzeuge sol- 
len durch EG-Richtlinien in zwei Stufen begrenzt und ver- 
schärft werden. Die erste Stufe sieht die sofortige Herabsetzung 
der Grenzwerte um 20 % vor. 

In der zweiten Stufe sollen die Grenzwerte entsprechend der 
Weiterentwicklung der Schadstof fminderungstechnik noch- 
mals herabgesetzt werden. Hierbei werden gleichzeitig die 
Grenzwerte für partikelförmige Emissionen festgesetzt. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß die Rußfütertechnik für 
schwere Nutzfahrzeuge in den nächsten Jahren serienreif ist 
und auch zum Einsatz kommen wird. 

— Für leichte Nutzfahrzeuge wird ebenfalls in zwei Stufen eine 
Verminderung der gasförmigen Emissionen und der Partikel- 
emissionen durch Schaffung EG-weiter Normen angestrebt. 

Die Grenzwertvorschläge für die 2. Stufe des Nutzfahrzeugkon- 
zeptes liegen noch nicht vor; Schadstoffminderungen für das 
gesamte Nutzfahrzeugkonzept lassen sich daher zur Zeit noch 
nicht abschätzen. 


37. Wenn obiger Wert bei 100000 Tonnen NO* jährlich ab 1. Januar 
1986 liegt, wie hat die Bundesregierung diesen Wert errechnet, 
insbesondere unter Berücksichtigung folgender Tatsachen: 

a) Schon im Jahre 1985 hat der größte Teü neu zugelassener LKW 
den von der Bundesregienmg für 1986 „auf freiwilliger Basis 
vereinbarten“ Grenzwert ein gehalten,- 

b) laut Mitteüung in der Verkehrsrundschau vom 28. Juli 1984 
wird „im Bundesverkehrsministerium angenommen, daß künf- 
tig die gesamte Güterverkehrsleistung von 237 Milliarden tkm 
(1982) je nach Intensität des Wirtschaftswachstums auf 265 bis 
305 Milliarden tkm ansteigen wird. Hauptwachstumsträger 
werde wahrscheinlich der Straßengüterverkehr sein, dessen 
Befördenmgsleistung von 80,4 Milliarden tkm (1982) auf 100 
bis 120 Milliarden tkm (2000) zunehmen dürfte. Was immerhin 
einem Anstieg um bis zu 50 Prozent entsprechen würde"? 

Die Bundesregierung hat bei der Vorstellung ihres Nutzfahrzeug- 
konzeptes am 21. August 1985 erklärt, daß die Umstellung des 
gesamten LKW-Bestandes auf die neuen Grenzwerte der 1. Stufe 
des Nutzfahrzeugkonzepts zu einer Emissionsminderung von 
Stickoxiden um ca. 100 000 t jährhch führen werde. 

Hierbei ist gemäß dem 3. Immissionsschutzbericht der Bundes- 
regierung davon ausgegangen worden, daß der Verkehr mit 55 % 
an den jährhchen NOx-Emissionen von 3,1 Mio. Tonnen beteiligt 
ist. Der Anteil der schweren Nutzfahrzeuge an den NOx-Emissio- 
nen beträgt nach Feststellung des Umweltbundesamtes etwa 31 % 
der NOx“Emissionen des Verkehrs, somit ca. 500000 Tonnen pro 
Jahr. Einer 20%igen Minderung entsprechen daher unter Zu- 
grundelegung der vorliegenden Bestandsstruktur 100000 Tonnen 
pro Jahr. 
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38. Warum hat die Bundesregierung die ihr schriftlich mitgeteilten 
Angaben des Umweltbundesamtes ignoriert, wonach das Nutz- 
fahrzeugkonzept „nicht dem heutigen Stand der Technik und der 
Entwicklung der Abgasvorschriften im internationalen Bereich" 
entspricht? 


Die erste Stufe des Nutzfahrzeugkonzeptes der Bundesregierung 
liegt in der Größenordnung des derzeitigen Anforderungsniveaus 
in den USA und dem derzeitigen Stand der Technik. Weiter- 
gehende Emissionsanforderungen erfordern neuartige Emissions- 
minderungstechniken f diese werden entwickelt und sollen bei der 
zweiten Stufe des Nutzfahrzeugkonzepts berücksichtigt werden. 


39. Welche Vereinbarungen zwischen deutschen LKW-Konzemen und 
der US-Umweltbehörde EPA hinsichtiich der Realisierung US- 
amerikanischer Grenzwertvorschriften sind der Bundesregierung 
bekannt? Warum übernimmt die Bundesregierung nicht die US- 
Vorschriften? 


Derartige Vereinbarungen zwischen den deutschen LKW-Konzer- 
nen und der US-Umweltbehörde EPA sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. 

Die Bundesregierung übernimmt Vorschriften, die als EG-einheit- 
liche Lösung beschlossen werden. In dem von der Bundesregie- 
rung verabschiedeten Nutzfahrzeugkonzept ist die Absenkung 
der Grenzwerte entsprechend der Weiterentwicklung des Standes 
der Schadstof fminderungstechnik enthalten; die Erfahrungen aus 
den USA werden dabei berücksichtigt. Außerdem wird auf die 
Antwort zu Fragen 36 und 38 verwiesen. 


40. Wie schätzt die Bundesregierung die Entwicklung der Partikel- 
emissionen aufgrund der neuesten stark gestiegenen Zulassungs- 
zahlen für Dieselfahrzeuge ein? 


Die Partikelemissionen der Diesel-Pkw betragen nur etwa 20 % 
der gesamten Partikelemissionen des Verkehrs. Die neueren in 
Verkehr kommenden Diesel-Pkw haben ein wesenthch besseres 
Emissionsverhalten als die älteren, bereits in Verkehr befind- 
üchen Pkw und hegen nahe bei den scharfen US- Grenzwerten. 
Das bessere Abgasverhalten der neuen in Verkehr kommenden 
Pkw mindert den Effekt des Anstiegs der Neuzulassungen auf die 
Höhe der Partikelemissionen. Die Automobihndustrie hat sich 
darauf eingestellt, daß sich der derzeitige höhere Absatz der 
Diesel-Pkw demnächst wieder abschwächt. 

Die Bundesregierung strebt bei den EG-Verhandlimgen zur 
Begrenzung der Partikelemissionen aus Dieselmotoren für Per- 
sonenkraftwagen einen dem Stand der Technik entsprechenden 
möghchst niedrigen Grenzwert an. 
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41. Welche Partikelgrenzwerte für Dieselfahrzeuge strebt die Bundes- 
regierung unter Berücksichtigung ihrer Erklärungen zur Herstel- 
lung einer US-Gleichwertigkeit an? 


Auf die Antwort zu Frage 40 wird verwiesen. 


42. ln ihrem dritten Immissionsschutzbericht hat die Bundesregierung 
lediglich die Gesamtemissionen organischer Verbindungen auf- 
summiert, ohne jedoch einzelne besonders relevante Schadstoff- 
klassen zu benennen. 

Wie hoch ist die Belastung - ausgedrückt in Jahresemissionen 
sowie Imnussionswerten besonders belasteter Gebiete - von 

a) polyzyklischen Aromaten, 

b) flüchtigen Halogenkohlenwasserstoffen, 

c) schwerabbaubaren Halogenverbindungen, insbesondere Di- 
oxinen, Furanen, PCB? 

Zu a) 

Jahresemissionen: 500 bis 1 000 t 
Immissionsbelastimgen: 

Hierzu lagen nur vereinzelt Meßergebnisse vor. 

In Berlin (West) mit einem vergleichsweise noch hohen Anteil an 
Kohle-Einzelfeuemngen lagen die mittleren Konzentrationen für 
Benzo-a-pyren (BaP), das vielfach als Leitkomponente für poly- 
cyclische Aromate (PAH) herangezogen wird, an elf über das 
Stadtgebiet verteüten Meßstellen zwischen 4 und 12 ng/m^. 

Es ist anzumerken, daß noch vor zehn Jahren aus dem Ruhrgebiet 
über fast eine Zehnerpotenz höhere Belastungen berichtet wurde. 

Höhere Belastungen treten heute noch in unmittelbarer Emitten- 
tennähe auf; so wurde z. B. 1984 in 200 m Abstand von einer 
Kokerei ein Jahresmittelwert für BaP von ca. 40 ng/m^ gemessen. 

Zu b) 

Jahresemissionen; 

Chlorkohlenwasserstoffe (CKW) ca. 320 kt 
Huorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) ca. 70 kt 

Immissionsbelastimgen; 

Flüchtige Kohlenwasserstoffe wie Tri- oder Tetrachlorethan wer- 
den meist nicht routinemäßig in der Luft überwacht; vielfach 
liegen daher nur Werte von einzelnen Meßkampagnen vor. 

Die aus Großstädten vorliegenden Werte für Tri- und Tetrachlor- 
ethen bewegen sich etwa im Bereich zwischen 3 und 10 

Höhere Werte lassen sich in Emittentennähe (z. B. Chemischreini- 
gung für Tetrachlorethen, Metallentfettungsanlage für Trichlor- 
ethen) feststellen. So wurden in Emittentennähe für Trichlorethen 
Werte bis 96 für Tetrachlorethen bis 288 fig/m^ ermittelt. 

Zu c) 

Jahresemissionen: 
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Dioxine und Furane 

Orientierenden Messungen zufolge liegt die Emission aus Müll- 
verbrennungsanlagen etwa im Bereich 10 bis 16 kg/a. Im Zuge 
der Entwicklung von Vermeidungsmaßnahmen erfolgen derzeit 
weitere Messungen. 

Eine Qu antifizi erung des Emissionsbeitrages industrieller An- 
lagen sowie aus dem Kraftfahrzeugverkehr ist noch nicht möglich. 

PCB 

aus Müllverbrennungsanlagen ca. 30 kg/a 

aus der Verbreimimg kontaminierter Altöle ca. 50 bis 200 kg/a 

In Relation zum Eintrag von PCB in Boden und Wasser infolge der 
Entsorgung PCB-haltiger Abfälle auf Depoiüen ist die Enüssion in 
die Atmosphäre von untergeordneter Bedeutung. 

Immissionsbelastungen: 

Hierzu hegen nur wenig Meßergebnisse vor. So zeigten z. B. 
Dioxin-Messungen in Hamburg rücht wie erwartet die höchsten 
Belasttmgen im Einwirkungsbereich einer MüUverbrennungs- 
anlage, sondern im Bereich des Kfz-Verkehrs, und zwar bis 
0,06 pg/m^ 2,3,7,8-TCDD, bis 0,23 pg/m^ für die Summe aller 
TCDD imd bis 6,2 pg/m^ für die Siunme aller TCDF (1 pg = lO'^^g, 
TCDD = Tetrachlordibenzodioxin, TCDF = Tetrachlordibenzo- 
furan) im Hamburger Elbtunnel. Es ist aherdings anzumerken, 
daß die Luft in Straßentunneln gegenüber der Außenluft generell 
schadstoffreicher ist. 

Für den PCB-Gehalt der Außenluft wurde in einer Untersuchung 
ein Wertebereich von 5 bis knapp 30 ng/m^ ermittelt, im Bereich 
einer belasteten Deponie wurden für die einzelnen PCB-Kom- 
ponenten (Homologen-)Konzentrationen von 20 bis 30 ng/m^ be- 
obachtet. 


43. Welche wichtigsten Forschungsergebnisse zu flüchtigen organi- 
schen Verbindungen in der Außenluft liegen vor? 


Zahlreiche organische Verbindungen konnten in der Luft nachge- 
wiesen werden, darunter auch solche, deren Strukturen engen 
Bezug zu herbiziden Stoffen haben, die wichtigsten davon werden 
derzeit auf ihre phytotoxischen Wirkungen hin eingehender 
imtersucht. 

Weiterhin wird der Einfluß von einigen Verbindungen bzw. Ver- 
bindungsklassen diskutiert, wie z. B. von Trichlor- und Tetrachlor- 
ethen, Triethylbleichlorid bzw. Deposition dieser Verbindungen 
in Waldgebieten und zur schädigenden Konzentration einzelner 
Komponenten lassen hier noch keine klare Aussage zu. 
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44. Welche Ergebnisse über 

a) die Gefährdung der stratosphärischen Ozonschicht durch 
Fluor- Chlor-Kolüenwasserstoffe, 

b) die Veränderung des Kohlendioxidgehalts in der Luft 

in Verbindung mit dem Problem der Erwärmung der Atmosphäre 
liegen vor? 

Zu a) 

Die stratosphärische Ozonschicht wird nicht allein durch die 
Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe beeinflußt, sondern auch diuch 
andere Spurengase, wie z. B. Methan, Distickstoffoxid, Tetrachlor- 
kohlenstoff. Die Wirkungen einzelner Spurengase auf das Ozon 
können daher nicht isoliert betrachtet werden. Modellbetrachtun- 
gen, die den gegenwärtig beobachteten Konzentrationsanstieg 
von N2O, CHO4 und CO 2 fortschreiben, sagen eine Abnahme des 
Gesamtozons von weniger als 3 bis 4 % in den nächsten 70 Jahren 
voraus, vorausgesetzt, die Emission der FKW bleibt in diesem 
Zeitraum unter 1,5% pro Jahr. Bei weiterem Anstieg könnten 
ernstere Gefahren jedoch entstehen. Selbst wenn die Änderung 
für das Gesamtozon klein bleibt, so wird doch eine beträchtliche 
Umverteilung des Ozons - sowohl vertikal als auch nach Breiten- 
graden - vorhergesagt. 

Zu b) 

Durch Erhöhung der Konzentration von Kohlendioxid und wei- 
teren Spurengasen (wie Methan, Distickstoffoxid, Chlorfluor- 
methane und Ozon) können langfristig Klimaveränderungen aus- 
gelöst werden, wobei Zeitpunkt und Ausmaß der Änderungen 
unklar sind. Modellrechnungen sagen eine Erhöhung der mitt- 
leren Globaltemperatur infolge menschlicher Aktivitäten voraus. 
Die entscheidenden Einflußgrößen (heutige Kenntnis) sind 

O Speicherfähigkeit insbesondere des Ozeans für Kohlenstoff 

O Entwicklung der anthropogenen Emissionen, damit insbeson- 
dere der Ozean mit der Speichenmg weitgehend „nach- 
kommen" kann 

O Speicherfähigkeit des Ozeans für Wärme. 
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